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Beginn der Sitzung: 16 Uhr 25 Minnten 

V o r  s i t z  e n d  e r: Zweiter Präsident Dok­
tor Maleta. 

Präsident Dr. Maleta: Die Sitzung ist 
e r Ö f f n e t. 

Zuweisungen 
Präsident Dr. Maleta: Den in der 

letzten Sitzung eing.ebrachten Antrag 27/A 
der Abgeordneten Dr. Kranzlmayr und 
Genossen betreffend die Erlassung eines 
Bundesgesetzes, mit dem das Bundes-Personal-

vertretungsgesetz 1967 geändert wird (Bundes­
Personalvertretungsgesetz-Novelle 1970), 
weise ich dem Verfassungsausschuß zu. 

Die in der letzten Sitzung als. eingebracht 
bekanntgegebene Regierungsvorlage 84 der 
Beilagen: Beschluß der Vertragsparteien des 
GA TI betreffend die Beibehaltung deI!; 
Art. XX lit. (j), weise ich dem Zollausschuß zu. 

Den Bericht des Bundesministers für 
Verkehr und verstaatlichte Unternehmungen 
gemäß § 2 Abs. 2 des OIG-Gesetzes, BGBl. 

43 
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Präsident Dr. Maleta 

Nr. 23/1961, in der FasSWlg der mG-Gese�­
Novelle 1969, BGBl. Nr. 41/1910, über die Lage 
der in der Anlage zum GIG-Gesetz aJlge­
führten verstaatlichten Unternehmungen zum 
31. 12. 1969 (IU-IB der Beilagen) weise ich 
dem Ausschuß für verstaatlichte Betriebe zu. 

1. PUDkt: Beridd des Finanz- und . Budget­
aussdtusses über den Antrag t6/A (11-61 der 
Bei�agen) �er AbgeordDeten Peter" Rol;lert Gral 
u,n,d G�eD beJreffeDd e,i,n Buu41esgesetz, 
mit dem d.as ElnkommeDlteUe1'gesetz 1967, 
BGBI. Nr. 268, in der geltenden Fassung all-

geändert wird (110 der BeUagea) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gehen in die 
Tagesordnung ein und gelangen zum 1. Punkt: 
Bericht des Fi�anz- und �getausschusses 
über den Antrag 16/A (11-61 der Beilagen) der 
Abgeordneten Peter, Robert Graf und 
Genossen betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Einkommensteuerge�etz 1961, BGB!. 
Nr. 268, in d,er geltenden. Fass�ng abgeändert 
wird (110 der Beilagen). 

. 

Beridlterstatter ist der Abgeordnete Doktor 
Bassetti. Ich bitte um den Bericht. 

Berid1terstatter Dr� Basse"': Hohes Hausl 
Namens des Finanz- und Budgetaussch1,lsses 
habe ich über den Initiativantrag der Abge­
c;>rdneten Peter, Graf RoJ>ert 1m,.d Genossen 
betreffend ein Bu.ndesgesetz, mit dem das Ein­
kommensteuergesetz 1967, BGBl. Nr. 268, in 
der geltenden Fassung abgeändert wird, zu 
berid1ten. Dieser Initiativantrag hat folgende 
Begründung: 

pie derzeitige�teuerlic:be Behandlung der 
Uberstunden sowie der Sonntags-. Feiertags­
und Nachtarbeit hat sich als ausges.prochen 
leistWlgshemmend erwiesen. Sowohl im Inter­
esse der Wirtsdtaft als aud1 im Interesse der 
Arbeitnehmer empfiehlt es Sich daher, die in 
Uberstundenentlohnungen enthaltenen Zu­
schläge für Mehrarbeit sowie die. Zuschläge 
für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit von 
jeder steuerlichen Belastung zu befreien. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat diesen 
Initiativantrag in seinen Sitzungen am 2. und 
7. Juli 1970 der Vorberatung unterzogen. 

Bei der Abstimmung wurde der im An­
trag 16/ A enthaltene Gesetzentwurf unter Be­
rücksichtigung zweier Abänderungsanträge 
der Abgeordneten Dr. Mussil, Melter und Ge­
nossen sowie unter Ablehnung der Anträge 
der Abgeordneten Erieb. Hofstetter und Ge­
nossen sowie der Abgeordneten Adam Pidller 
und Genossen mit Stimmenmehrheit· ange­
nommen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanz- und Budgetaussdluß den A n  t r a g, 

der Nationalrat wolle dem dem Ausschuß­
bericht angesdllossenen Gesetzentwurf die 
verfassun.gsmi;i.ßige Zustimmung erteilen. 

Im Falle von Wortmeldungen beantrage idl, 
General- und Spezialdebatte unter einem ab­
zuführen. 

Präsident Dr. Maieta: Der Herr Berid1t­
erstatter beantragt, General- und Spezial­
debatte unter einem vorzunehmen. - Einwand 
wird nicht erhoben. Wir gehen sOID.it in die 
Debatte ein. 

Ats erster zum Wert gemeldet ist der Abge­
ordnete Erich Hofstetter. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Erich HolsteUer (SPG): Herr 
Präsident I Hohes Haus! Zur heutigen Ge­
setzesvorlage, der Einkommensteuer-Novelle, 
die ja auf dem Initiativantrag der Abgeord­
neten Peter und Graf beruht, erlaube iCh mir, 
mit einer Wiederholung einiger Sätze der von 
mir während der ersten Lesung am 1. 7. 1970 
gemamten Ausführungen zu beginnen. Ich 
sagte: 

"Wir haben in den Verhandlungen über dje 
Arbeitszeitverkürzung �el»" deutlich zum Aus­
drude. gebramt, daß es uns nidlt um eine 
theoretische Herabsetzung der N ormalarbeits­
zeit und um eine gleichzeitige Erhöh1J1l9 der 
Uberstundenleistungen geht, sondern daß wir 
die ·effektiv geleistete Arbeitszeit verringern 
wollen . . •  Die daIllals von uns vorgebrachten 
Argumente bildeten eine wesentliche Grund­
lage·' bei unseren Verhandlungen mit der 
Bundeskammer der gewerblichen Wirtsmaft 
bei der Verhandlung Zum Generalkollektiv­
vertrag. Was wir damals sagten, haben wir 
durchaus ernst gemeint, und wir werden daher 
sehr genau prüfen, weld1e Anreize wir für die 
Leistung von Uberstunden auf �teuerlid1em 
Gebiet sdtaffep. 

Dies ,war eill Teil meiner A.vsführupgen 
am 1. 7. 1970. 

Wir Sozialisten und Gewerksd1after haben 
durchaus dafür Verständnis, daß Uberstunden 
steuerlich entlastet werden sollen, Uberstun­
den. die unvermeidlim für den Wirtschafts­
ablauf sind. Wir haben die Entlastung seit 
J ahreJ;l selbst gefor<:iert. 

Es war und ist aber nicht unsere Absidlt, 
einer vermeidbaren Uberstundenschinderei 
Vorschub zu leisten, das heißt, einer Steuer­
befreiung der Uberstundenzuschläge ohne eine 
gewisse Höchstgrenze zuzu�timmen. 

Diese Auffassung steht im Gegensatz zu 
dem ursprüngliChen Initiativantrag bezie­
hungsweise auch zur jetzigen Gesetzesvorlage. 
Diese unsere g�nd�ätzliche Auffassung liegt 
nunmehr aum zusammengefaßt im Minder-
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Erleb lIofstetter 
heitsbericht samt Abänderungsantrag, der den 
Abgeordneten im Hohen Haus überreidlt 
wurde, vor. 

Ich möchte aber nun dennodl zu jenen 
Dingen sprechen, die bisher vielleidlt zu­
wenig, von Ihrer Seite aus überhaupt nicht 
beachtet wurden. Man darf nämlich die Frage 
der Uberstundenbesteuerung nicht nur vom 
wirtsChaftliChen und steuerpolitischen Ge­
siChtspunkt betrachten; man muß auch die 
sozialen Konsequenzen sehen. 

Es wurde immer wieder davon gesprodlen, 
daß durch die Steuerbefreiung der Uberstun­
denzuschläge zusätzliche Leistungsanreize ge­
schaffen werden sollen. In erster Linie sind 
es ja die Leistungen der Arbeitnehmer, von 
denen das Wachstum unserer Wirtsmaft ab­
hängt. Wir wehren uns aber gegen ein falsch 
verstandenes Leistungsprinzip, wir wehren 
uns vor allem entschieden dagegen, daß unter 
Berufung auf das Leistungsprinzip Raubbau 
an der Gesundheit der Arbeitnehmer betrieben 
wird. 

Der bekannte Arbeitsmediziner Professor 
Popper hat erst vor kurzem wieder in einem 
Artikel in der .,Sozialen Sidlerheit" festge· 
stellt, daß trotz der Fortsduitte der Medizin 
und trotz der Bemühungen der Sozialver­
sidlerungsträger um vorbeugende Maßnahmen 
die Frühinvalidität in ersdlreckendem Aus­
maß zunimmt. 

Bei del- PensionsversicheIUllgSanstalt der 
Arbeiter zum Beispiel ist die Anzahi de1" Pen­
sionen wegen Invalidität von 163,,182 am 
30. Juni 1959 auf 212.121 am 30. Juni 1968 
angestiegen. 

Diese Tendenz wäre Dom, viel auffälliger, 
wenn es nidlt zur Einführung der FfÜhpen­
sionen gekommen wäre, die, nunmehr vielen 
poten.tiell Beru�unfähigea die Möglidlkeit 
einer Alterspension eingeräumt haLo Der Ge­
samaugang an FriihpeBsionen betrug bis 
Oktober 1968. 102.901. 

1m Gegensatz zu anderen Artersgruppen hat 
sich die Lebenserwartung der 60- bis 10jähri­
gen in den letzten 20 Jahren um t bis 2 Jahre 
verkürzt. Audl bei den jüngeren Jahrgängen 
ist die FrühinvalIdität ein überaus ernstes 
Problem geworden. So ist zum Beispiel in den 
Altersgruppen bis zu 45 Jahren 'Von 1961 biS 
1961 bei den Männern eine Steigerung um 
23,5 Prozent, bei den Frauen sogar um 
38,5 Prozent eingetreten. 

Das, meiDe Damen und Herren, waren vor 
allem die Gründe� warum wir Gewerk­
schafter � warum wir Sozialisten sdIon seit 
längerem die Forderung Ilach einer Arbeits-

zeitverkÜTZung erhoben und mit der Verab­
schiedung des Arbeitszeitgesetzes Ende des 
vergangenen Jahres auch durchgesetzt haben. 

Wir haben schon bei den Verhandlungen 
über das Arbeitszeitgesetz immer wieder be­
tont, daß es uns nicht um zahlenmäßige 
Herabsetzung der Normalarbeitszeit bei 
gleichzeitiger Erhöhung der Uberstundenlei­
stungen gegangen ist, sondern vielmehr um 
eine echte Arbeitszeitverkürzung. Wir würden 
vor unseren Wählern und vor allem jenen 
fast 900.000 Menschen, die das Arbeitszeit­
Volksbegehren unterzeichnet haben, jede 
Glaubwürdigkeit verlieren, wenn wir heute 
einer Regelung zustimmten, die einer gesund­
heitspolitisch überaus gefährlichen Uber­
stundensdlinderei Tür und Tor öffnet. 

Durdi. die Arbeitszeitverkürztmg sollte den 
arbeitenden Mensdten auch die Möglidlkeit 
gegeben werden, sidI mehr ihren Familien zu 
widmen. Dieser Effekt kann nicht erreicht 
werden, wenn die verkürzte Normalarbeits­
zeit durch erhöhte Uberstundenleistungen 
wieder verlängert wird. Sicher, man kann 
Familienpolitik audi so betreiben, wie es an­
scheinend einigen Herren von Ihrer Seite vor­
schwebt, daß nämlich der erwerbstätige Mann 
oder die berufstätige Frau zu Nur-GeId­
bringern degradiert werden. Wir glauben aber 
nimt, daß dies deI richtige Weg ist Wir 
lehnen es entschieden ab, daß der ent­
spredlende Lohn beziehungsweise Gehalt. erst 
mit Uberstunden e-rreicht wil'd, wie Kollege 
Sandmeier bei der ersten Lesung bereits be­
tonte. Er sagte nämlic:h, man könne dom mit 
Uberstunden zu einem: höheren. Lohn bezie .. 
hungsweise Gehalt gelangen. 

Für uns gilt - dies sei deutlich gesagt -, 
durd! Anhebung des Normallohnes den not­
wendigen Lebensstandard zu erreichen und 
damit die Frage vermeidbarer übermäßiger 
Uberstunden zu lösen. Mit dieser grundsätz­
lichen Einstellung sind wir an die Beratungen 
des Ar.beitszeitgesetzes wie' auch an die :Be­
rab1Dgen� betreffend die steuerliche BehaDd,. 
lung von Uber:sbmden, herangetreteD� 

Der ursprüngliche Antrag der Abgeordneten 
Peter und Graf liegt nun nach sieben Ab­
änderungsvorsd!lägen vor. Man kann sidl 
darüber ein Bild machen, in welch einer Form 
und mit welch einer Oberfi:ächlichkeit dieser 
Antrag abgefaßt wurde. (Abg. Dr. Mu s si 1: 
Sie haben: auch Htändig ausgewechselt!) Aber. 
Herr Generalsekretär I 1: 2, das wäre ein 
smlechtes Torverhältnis beim Fußball. - Zu 
diesem Zwetk mußten einige Male die Aus,. 
schußsitzungen unterbrochen werden. 

Wie weit nun diese Gesetzesvorlage . den 
Vorstellungen entspridrt, dazu wird mein 
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Erldl HofstetteJ: 

Fraktionskollege Sekanina ja noch mit einigen 
Ziffern aufwarten. 

Ich möchte betonen, daß es bei den Verhand­
lungen in erster Linie darum gegangen ist, 
eine Begrenzung der Uberstunden, bei denen 
der Uberstundenzuschlag steuerfrei ist, herbei­
zuführen. 

In dem vorliegenden Minderheitsbericht 
wurde auch auf das Arbeitszeitgesetz ver­
wiesen, welches die Erhaltung der Gesundheit 
der Bevölkerung zum Ziel hat, die vor den 
ständig steigenden Kreislauferkrankungen 
oder anderen gesundheitsschädlichen Einwir­
kungen, wie Lärm, Staub et cetera, zu schützen 
ist. Daher geht es nicht an, daß Maßnahmen 
gesetzt werden, die das Gegenteil auslösen 
können; Maßnahmen, die auf die Gesundheit 
der arbeitenden Bevölkerung nicht Rücksicht 
nehmen und die letzten Endes zur Früh­
invalidität führen und für die Wirtschaft einen 
frühzeitigen Ausfall an Arbeitskräften be-

. deuten, wobei die Auswirkungen letzten 
Endes die Gemeinschaft treffen. 

Eine weitere Uberlegung stellten wir am 
technischen Sektor an, auf dem Gebiet der 
technischen Entwicklung, die den Menschen 

, immer mehr physisch und psychisch in An­
spruch nimmt. 

Gerade diese beiden Momente waren es. 
die bei den Verhandlungen über den General­
kollektivvertrag wie auch beim Arbeitszeit­
gesetz einen breiten Rahmen einnähmen. 
Sonderbarerweise wurden diese Argumente 
bei den Beratungen anerkannt, doch heute 
scheinen sie bereits passe zu sein. Ich möchte 
Ihnen, meine Damen und Herren von der 
OVP-Seite, vor Augen führen, wie rasch Sie 
Ihre Einstellung und Auffassung änderten, 
seitdem Sie in die Oppositionsrolle gedrängt 
WurdEm. Eine solche Politik ist unverantwort­
lich, zum al sie Kettenreaktionen auslöst, die 
dann niemandem dienlich sind. 

Wir Sozialisten sind der Auffassung, daß 
auch in der Steuergesetzgebung eine gewisse 
Synchronisation mit dem Arbeitszeitgesetz zu 
erfolgen hat. Daher werden wir den Verdacht 
nicht los, daß, weil sich auch die FPO gegen 
die Arbeitszeitverkürzung aussprach, nun mit 
diesem ge:p1einsam gestellten Antrag vielleicht 
die Absicht verfolgt wird, dieses Gesetz zu 
entwerten. 

Wir haben in unserem Abänderungsantrag 
die Bedürfnisse einer gerechten Behandlung 
der Uberstundenzuschläge berücksichtigt, je­
doch mit Einbau einer Höchstgrenze. 

Dieser 'sehr wesentliche Vorschlag hätte in 
der Regel für eine Höchstzahl von 10 Uber­
stunden in der Woche beziehungsweise 

44 Uberstunden im Monat eine Befreiung der 
Besteuerung des Uberstundenzuschlages zum 
Inhalt gehabt. Doch dieser Vorschlag wurde 
von Ihnen abgelehnt. 

Diese konservative Einstellung, die wider 
besseres Wissen erfolgte, wird noch augen­
scheinlicher, wenn man die Wiedereinführung 
der Ziffer 17 des § 3 des Einkommensteuer­
gesetzes betrachtet. Mit einem Beschluß aller 
drei im Parlament vertretenen Parteien wurde 
diese Ziffer im November 1969 gestrichen. 
Nun soll sie wieder eingeführt werden; dies 
betrachten wir GewerksChafter als Einschrän­
kung der Vertragsfreiheit, denn jede kollek­
tivvertragliche Verbesserung oder andere 
Regelung in bezug auf die Arbeitszeit nach 
dem 1. Juli 1970 würde den Uberstunden­
zuschlag schleChter behandeln. Die Einführung 
der Ziffer 17 bedeutet aber noch mehr, sie 
bedeutet nämlich eine Verkomplizierung der 
Lohnverrechnung, die darin liegt, daß bei 
Kollektivvertragsveränderungen jeweils das 
Lohnbüro bei der Lohnverrechnung eine Zwei­
teilung des steuerfreien Uberstundenzuschla­
ges durchführen muß. Ein Teil der Uber­
stunden ist zuschlagsfrei, nämlich die Zu­
schläge, die vor dem 1. Juli 1970 gewährt 
wurden. Alle nach dem 1. Juli 1970 abge­
schlossenen Verbesserungen in bezug auf die 
Arbeitszeitregelung würden nicht über­
stundenzuschlagsfrei behandelt werden. 

. Das ist ein kleines Beispiel, wie Sie siCh 
die sogenannte Lohnverrechnungsverein­
fachung vorstellen und mehr oder minder 
eine Verkomplizierung durCh diese Gesetzes­
vorlage auslösen. 

In bezug auf die Frage der Uberstunden 
selbst möchte ich noch darauf hinweisen, daß 
wir bei sämtlichen Verhandlungen über eine 
Verkürzung der Arbeitszeit, ob nun im 
Generalkollektivvertrag oder bei den Bera­
tungen über das Arbeitszeitgesetz, die Forde­
rung nach einem 50prozentigen Uberstunden­
zuschlag, wie er seinerzeit bestanden hat, 
stellten. Dies wurde bei sämtlichen Beratun­
gen betreffend Einkommensteuergesetz und 
auch im Zusammenhang mit dem Arbeitszeit­
gesetz' während der Jahre 1966 bis 1969 und 
1970 von uns gefordert und angemeldet. Bei 
allen diesen Verhandlungen haben Sie selbst 
mit dem Argument operiert, daß man keinen 
Uberstundenanreiz geben solle. Sie machten 
sogar die BesChlußfassung des Arbeitszeit­
gesetzes davon abhängig, daß nur für die 
ersten vier beziehungsweise fünf Stunden ein 
25prozentiger Zuschlag gewährt werden dürfe. 
Wir nehmen diese Ihre Änderung in der 
Haltung betreffend Anreiz zur Uberstunden­
leistung durch den Besdlluß .. einer unbe-
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EridJ. Hofstetter 

grenzten steuerlidlen Befreiung der Uber­
stundenzusc bläge zur Kenntnis. Wir nehmen 
Ihre Haltung auch zum Anlaß, eine generelle 
Erhöhung des Uberstundenzuschlages von 
25 auf 50 Prozent zu beantragen. 

Ich erlaube mir daher, folgenden E n t­
s c hi i e ß u n g s a n  t r a g  dem Hohen Haus 
vorzulegen. 

Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Hofstetter, Sekanina und 
Genossen betreffend Erhöhung des Zu­
schlages für Uberstunden von 25 v. H. auf 
50v.H. 

Der Nationalrat wolle im Zusammenhang 
mit der Verhandlung des Initiativantrages 
Nr. 16/A der Abgeordneten Peter, Robert 
Graf und Genossen beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, dem 
Nationalrat einen Gesetzentwurf betreffend 
Novellierung des Arbeitszeitgesetzes zuzu­
leiten, der zum Inhalt hat, daß der Uber­
stundenzuschlag für die ersten fünf Uber­
stunden von 25 v. H. auf 50 v. H. erhöht 
wird, sofern durch Kollektivvertrag keine 
günstigere Regelung vorgesehen ist. 

Die Bundesregierung wird weiters ersucht, 
diesen Gesetzentwurf möglichst umgehend, 
jedenfalls aber so vorzulegen, daß er mit 
1. 1. 1971 in Kraft treten kann. 

In formeller Hinsicht wird beantragt, über 
diesen Entschließungsantrag namentlich abzu­
stimmen. 

Ich lade Sie, die bei den anderen Parlaments­
fraktionen, ein, dieser für die Arbeitnehmer 
wichtigen und gerechtfertigten Verbesserung 
des Uberstundenzuschlages zuzustimmen. \lVir 
hoffen damit auf eine einstimmige Annahme 
unserer Entschließung. 

Im übrigen stimmt meine Fraktion der zur 
Beratung stehenden Einkommensteuergesetz­
novelle nicht zu. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Der Entschließungs­
antrag der Abgeordneten Hofstetter, Sekanina 
und Genossen ist genügend unterstützt und 
steht daher mit in Verhandlung. 

Als nächster am Wort ist der Abgeordnete 
Robert Graf. Ich erteile es ihm. 

attestieren, geht das weit von der Wirklich­
keit weg. Das wissen Sie aber. Die Ent­
steuerung der Zuschläge für Uberstunden­
leistungen ermöglicht jenen Leuten, die das 
partout wünschen, unter Berücksichtigung 
arbeitsmedizinischer und ähnlicher Grund­
sätze, diese Arbeit auf sich zu nehmen. Es 
wird ja niemand gezwungen. 

Sie haben uns eingeladen, Ihrem Ent­
schließungs antrag zuzustimmen, und gleich­
zeitig erklärt, daß Sie dem Antrag Peter, Graf 
und Genossen nicht zustimmen werden. Ohne 
dem zweiten Redner meiner Fraktion vor­
greifen zu wollen, erkläre ich Ihnen: Sie 
stimmen uns nicht zu, und wir stimmen Ihnen 
nicht zu. Wir werden den Antrag Peter, Graf 
und Genossen beschließen, wenn Sie uns das 
freundlichst erlauben. 

Hohes Haus! Ich glaube, die Sache ist aus­
diskutiert und hat die Gemüter beschäftigt. 
Darf ich nur in wenigen Sätzen noch etwas 
dazu sagen. Wenn das Hohe Haus heute ein 
Gesetz beschließt, das die Entsteuerung der 
Uberstundenzuschläge vorsieht, so ist das ein 
Erfolg für viele Bürger unseres Landes. Ich 
glaube sagen zu können, daß das Gesetz sehr 
wohl dem Rechnung trägt, daß kein Miß­
brauch passiert. Wir haben uns weitgehend 
jene Bedenken, die Sie vorgebracht und die 
wir geteilt haben, wirklich zu Gemüte ge­
führt. Wenn die Ankündigung, die ich in den 
Zeitungen las, Sie werden Ihre Mehrheit im 
Bundesrat veranlassen, diesem Gesetz ihre 
Zustimmung zu verweigern, stimmt, werden 
wir hier im Hohen Haus einen Beharrungs­
beschluß fassen, weil wir der Meinung sind, 
daß diese Gesetzesinitiative gut ist und vielen 
Bürgern dieses Landes dient. 

Herr Finanzminister ! Sie haben mich der 
Effekthasc herei geziehen. Ich habe mich nicht 
gekränkt. Für mich ist der Effekt, der heute 
herauskommen wird, ganz brauchbar. Ich 
glaube, daß damit etwas geschehen ist, wo­
gegen Sie sac hlich eigentlich nicht viel sagen 
können. Wenn Sie mich schon der Effekt­
hascherei zeihen, hätte es mich gefreut, wenn 
Sie das wenigstens aus dem Stegreif getan 
hätten. Ich habe Ihre Fernsehrede sehr genau 
verfolgt. - Aber das sei nur am Rande be­
merkt. 

Herr Finanzminister! \'Venn Sie meinten, ich 
Abgeordneter Graf (OVP): Hohes Haus! sei dem Antrag Peter beigetreten, so stimmt 

Meine Damen und Herren! Darf ich zuerst das. Ich habe überhaupt nichts daran gefunden, 
zu den Äußerungen des Herrn Abgeordneten daß ich auf diesem Antrag hinter dem Abge­
Hofstetter zwei Sätze sagen: So wie Sie, Herr ordneten Peter zu stehen komme. (Zwischen­
Kollege, das dargestellt haben, ist es ja an rufe bei der SPO. - Zwischenruf des Abg. 
sich nicht. Niemand beabsichtigt mit dieser S t e i n  i n g e r.) Ich habe - es wundert mich, 
Regelung, daß sich jemand totarbeiten soll.. daß Sie mich einmal hören wollen, Herr 
Und wenn Sie uns Familienfeindlichkeit ! Abgeordneter (Heiterkeit neuerlieher 
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Zwischenruf des Abg. S t e  i n i n g e I) - nie 
etwas daran gefunden, wenn eine Parlaments­
initiative ins Rollen gebracht wird. Ich habe 
mich sehr gerne dem Antrag Peter ange­
schlossen. Sie werden es sicher für vermessen 
halten: Ich betrachte mich als den Erfinder 
dieser Geschichte. Aber nicht nur, um es hier 
festzustellen, Hohes Haus, denn eine Erfin­
dung ist dann nichts wert, wenn man sie 
nicht verwerten kann. Erst durch den Antrag 
Peter-Graf kann man diese Geschichte ver­
werten. Mir geht. es um sachliche Dinge und 
nicht darum, ob man mir sagt, daß ich dem 
Kollegen Peter nachgehinkt sei oder nicht. 
Das ist mir völlig egal. 

Ich darf zur Sache sagen: Für mich ist die 
heutige Gesetzwerdung eine Befriedigung, 
weil ich glaube, daß wir hier einen neuen Weg 
beschritten haben, und zwar unter Berück­
sichtigung echter Aspekte, die Sie vorgebracht 
haben. Ich glaube, es werden sehr, sehr viele 
Leute mehr Freude daran haben als Sie als 
Regierungspartei. 

Ich möchte aber noch etwas sagen, Hohes 
Haus: Die Gesetzesinitiative, die nun be­
schlossen werden soll, hat ja eine gewisse 
Symbolträchtigkeit in politischer Richtung. 
Dazu möchte ich einige Worte sagen. 

Es ist das erste Mal in der Geschichte der 
Zweiten Republik, Hohes Haus, daß sich zwei 
Oppositionsparteien zusammengetan haben, 
um eine Gesetzesinitiative zu beschließen und 
damit eine Alleinregierung, eine Regierung 
mit parlamentarischer Minderheit zu veran­
lassen, etwas zu tun, was beide Oppositions­
parteien für gut halten und was Sie partout 
nicht wollen. 

Das ist der politische Aspekt. Daher erschien 
es mir bedeutungsvoll, auch hier einige Worte 
zu sagen. Denn, Hohes Haus, wenn der 
Nationalrat oder die bei den Oppositions­
fraktionen diese Sache beschließen, so ist das 
der Anbruch der Götterdämmerung des 
Kabinetts Kreisky. Denn Sie gehen in den 
Sommer . . .  (Zwischenrufe bei deI SPO.) Herr 
Kollege! Sie gehen in den Sommer in dem 
Bewußtsein, mit dem Menetekel ausgestattet: 
Es ist jederzeit möglich, daß wir Gesetzes­
initiativen, die wir für nützlich, notwendig und 
gut halten, gemeinsam beschließen, und Sie 
werden sie exekutieren müssen; oder Sie 
werden androhen müssen, daß Sie zurück­
treten. 

Das ist eine völlig neue Situation, die uns 
nicht glüddkb. macht, die Sie aber geschaffen 
haben und die Sie zur Kenntnis nehmen 
müssen. (Abg. P a n s i: Wir hätten das nicht 
gewußt, wenn Sie es uns nicht gesagt hätten!) 

Ja, das mute ich Ihnen zu, daß Sie es gewußt 
haben, aber daß es so kommt, haben Sie 
vermutlich nicht unbedingt geglaubt. (Zustim­
mung bei der OVP.) Ich muß Ihnen eines 
sagen: Sie haben vermutlich im Taumel der 
Begeisterung und der gewonnenen Wahl 
diesen Weg gewählt. Nur hätten Sie eines 
tun müssen, was man früher bei Papstwahlen 
getan hat: Wenn er gekürt ist, wird ein Werg 
entzündet, und jemand sagt: Sic transit gloria 
mundiI, um an die Vergänglichkeit zu er­
innern. Diese Gesetzesmaterie erinnert Doktor 
Kreisky und Sie, die Sie in der Regierung 
sitzen und hier im Parlament in der Minder­
heit sind, an die Vergänglichkeit Ihres sehr 
schwachen Kabinetts. Das ist für mich der 
zweite Aspekt, Hohes Haus. (Beifall bei der 
OVP. - Ruie bei der SPt]: Siehe Klaus! -
Abg. W e i k h a r t: Der "starke" Klaus ist 
auch vergangen! - Abg. S o  r 0 n i c s: Herr 
Kollege Weikhart, vielleicht erleben Sie das 
auch hier im Haus!) Ja, gewiß, Herr Abge­
ordneter Weikhart. Sie haben recht: Es ist 
der starke Klaus durch Wählerwillen abge­
wählt worden. Sie scheinen nur zu vergessen, 
daß es auch möglich ist, daß der viel 
schwächere Kreisky ebenfalls abtransportiert 
wird. (Zustimmung bei der OVP.) Daran 
wollte ich Sie erinnern, Herr Kollege Weik­
hartl Wir waren nie vermessen genug, zu 
glauben, daß unsere Mehrheit betoniert ist. 
(Widerspruch bei der SPO.) Nein, nein. 
(Weitere Zwischenruie bei SPO und öVP. -
Präsident Dr. M a l  e t a  gibt das Glocken­
zeichen. - Zwischenrui des Abg. H 0 r r. -

Abg. S e  k a n  i n  a: Kollege Graf! Wollen wir 
vielleicht wieder über den Uberstundenzu­
schlag reden!) Wenn Sie mir erlauben, Herr 
Kollege Sekanina, so werde ich nicht nur 
über die Uberstunden reden, aber trotzdem 
gleich fertig sein. 

Ich möchte aber nur - ich hoffe, Sie haben 
dafür Verständnis - dem Herrn Präsidenten 
Horr, den ich sonst sehr schätze, hier etwas 
ins Stammbuch schreiben: Wenn Sie, Herr 
Kollege, meinen, Sie können sich über meine 
Herkunft lustig machen - ich bin nicht emp­
findlich, aber ich sage Ihnen: Mir fällt dann 
auch etwas ein, daß die Galerie vor Lachen 
brüllen wird. Das können Sie haben. Nehmen 
Sie das zur Kenntnis! Ich liebe persönliche 
Angriffe nicht, aber wenn Sie mit mir Krach 
haben wollen, dann können Sie ihn bekom­
men, Herr Abgeordneter Horr, und zwar in 
jeder gewünschten Größenordnung! Wie Sie 
wollen. 

Hohes Hausl Ich komme der Aufforderung 
des nächsten Redners der SPO gerne nach, 
weil ich glaube, daß die Sache ausreiChend 
ausdiskutiert ist. Itb. habe den Standpunkt 
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meiner Fraktion generaliter hier dargestellt. 
Mein Parteifreund Dr. König wird dann noch 
zu sachlichen Dingen Stellung nehmen, die 
Sie hier noch vorgebracht haben. 

Ich darf damit schließen: Es ist für uns 
und für mich eine persönliche Genugtuung, 
daß es zu diesem Gesetzeswerk kommt. Als 
Politiker der Volkspartei kann ich Ihnen 
nicht verhehlen: Es freut mich, daß man Ihnen 
damit demonstrieren kann, daß die Möglich­
keit für zwei Oppositionsparteien, gemeinsam 
zu einem Antrag zu kommen, sehr wohl 
besteht. Merken Sie sich das, denn ansonsten 
werden Sie vielleicht größere Schwierigkeiten 
haben (Zwischenrufe bei der SPO), wenn Sie 
das übersehen. 

Ich freue mich über den Antrag - und damit 
schließe ich -, und wir werden diesem 
gemeinsamen Antrag gerne unsere Zustim­
mung geben, auch wenn Sie mit Ihrer Minder­
heit versuchen, das zu verhindern. (Beifall 
bei der GVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Melter. Ich erteile es 
ihm. 

den 50prozentigen Zuschlag! Das wissen Sie 
als Sozialreierent nicht? Man hat uns doch 
25 Prozent weggenommen im Zuge der 
Arbeitszeitverkürzung! - Abg. S t r ö e I: 

25 Prozent hat man uns weggenommen!) Es 
hat Ihnen niemand etwas weggenommen, 
denn dort, wo es kollektivvertraglich ver· 
ankert war (Abg. S t r ö e r: Wir reden jetzt 
vom Gesetz!), ist auch der höhere Zuschlag 
erhalten geblieben. Das Arbeitszeitgesetz hat 
keine Verkürzung des Zuschlages gebracht 
(Abg. E. H o f  s t e  t t e  r: Aber früher waren 
es 50 Prozent! - Abg. S t r ö e r: Generell!) 
Ja sicher. Aber es sind für die kürzere Arbeits­
zeit dann Zuschläge eingeführt worden, und 
zwar von 25 Prozent mit Ihrer Zustimmung. 
Wir Freiheitlichen haben das nicht mitbe­
schlossen. Das sei auch festgestellt! (Abg. 
B e n  y a: Sie wollten keine Arbeitszeitver­
kürzung! - Abg. S t r ö e r: Ihr wart über­
haupt gegen eine Arbeitszeitverkürzungl) Ja, 
auch das waren wir aus sehr wohlerwogenen 
Gründen, aus sehr berechtigten Gründen. Sie 
selbst müssen doch zugeben, daß Sie mit 
dieser Arbeitszeitverkürzung nirgends das 
Auslangen finden. Gehen Sie in die verstaat­
lichte Industrie, gehen Sie in Ihren Einfluß-

Abgeordneter MeIler (FPO): Herr Präsident I bereich nachschauen. (Zwischenrufe bei der 

Sehr geehrte Damen und Herrenl Wir stehen SPG.) Sie sind doch selbst in bestimmten, in 
bei der Behandlung eines Initiativantrages, ziemlich beachtlichen Bereichen daran inter­
zu dem die sozialistische Fraktion einige essiert, daß Mehrleistungen erbracht werden. 

Abänderungswünsche vorgetragen und zu dem Das ist nach dem Arbeitszeitgesetz gesetz­

sie jetzt sogar auch einen Entschließungs- widrigl (Zwischenruf des Abg. B e n y a.) 
antrag vorgelegt hat. Der Weg zu diesem Gehen Sie zur VOEST und kontrollieren Sie 
Entschließungsantrag ist einigermaßen ver- dort, wie das Arbeitszeitgesetz eingehalten 
worren. Verworren deshalb, weil angeblich· wird. Dann geben Sie eine Antwort auf diese 
die Gewerkschaft hier eine Politik verfolgt, Frage. (Abg. S t r ö e r: Und gehen Sie in 
die zweifellos nicht geradlinig ist. (Wider- Frauenbetriebe, wo im Akkord gearbeitet 
spruch des Abg. B e n  y a.) Denn wenn be- wird! Dort gehen Sie einmal hin! Es arbeiten 
hauptet wird, wie es der Abgeordnete Hof- Frauen dort am Fließband, die froh sind, 
steUer getan hat, daß die Gewerkschaften wenn die acht Stunden vorbei sind! D.ort 
daran interessiert sind, es sollen keine Uber- müssen Sie hingehen!) 
stunden geleistet werden, aber gleichzeitig der 
Antrag gestellt wird, man möge Uberstunden 
wesentlich besser bezahlen, so ist das jeden­
falls eine ganz eindeutige Aufforderung (Abg. 
S t r ö e r: Es soll ja limitiert werden!), diese 
Leistungen zu erbringen und dafür einen 
Anreiz zu bieten. Der Anreiz durch Ihren 
Antrag ist zweifellos viel stärker (Abg. 
S t r ö e r: Wenige; aber gut bezahlte!) als 
die Beseitigung der Besteuerung von Uber­
stundenzuschlägen, eine Maßnahme, die jeden­
falls bisher nicht sozial gewesen ist, die nicht 
arbeitnehmerfreundlich war und die insbeson­
dere die Leistungsfreudigkeit beeinträchtigt 
hat. (Neuerlicher Widerspruch des Abg. 
B e n  y a.) Wenn Sie, Herr Präsident Benya, 
und Ihre Genossen in der "Arbeiter-Zeitung" 
. " (Zwischenruf des Abg. B e n  y a .) Bitte? 
(Abg. B e n y a: Es gab doch bis 1958 nur 

Herr Abgeordneter Ströer! Wir haben 
immer die Auffassung vertreten, daß dort, 
wo Sonderverhältnisse vorliegen, natürlich 
eine angemessene Arbeitszeit verlangt werden 
muß, die nicht die Gesundheit untergräbt. 
Aber es ist ja nicht überall gleich! Schauen 
Sie zum Beispiel die Gruppen an, die unter 
anderem auch Präsident Horr vertritt. Dort 
nämlich, wo regelmäßig längere Arbeitslosen­
zeiten eintreten, ist es doch ein Widersinn, 
in der relativ kurzen Zeit, in der man einer 
Beschäftigung nachgehen kann, diese Be­
schränkung einzuführen! Man soll doch dort 
den Leuten in den drei Vierteln des Jahres 
die Möglichkeit eröffnen, ihre Fähigkeiten voll 
auszuschöpfen! (Abg. B e n  y a: Herr Kollege 
Melter! In Schweden ist es bestimmt genau­
so kalt wie bei uns, und dort arbeiten die 
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Bauarbeiter auch das ganz Jahr!) Sie haben 
es in der Koalititonsregierung nicht fertig­
gebracht und jetzt in der Alleinregierung 
bisher auch nicht, daß in bestimmten Bereichen 
durchgehend gearbeitet werden kann. Aber 
wir warten darauf, daß Sie das herbringen, 
natürlich im Interesse der Arbeitnehmer. Wir 
befürworten das. Sie haben unsere Unter­
stützung dafür. Bringen Sie einen konkreten 
Vorschlag! Machen Sie das! Sie haben die 
Möglichkeit. (Abg. S t r ö er: Sie waren 
immer generell gegen alles!) Sie stellen alle 
Minister dieser Regierung. Sie können es also 
richten. Wir werden im Frühjahr nächsten 
Jahres sehen, ob Sie es gekonnt haben. (Abg. 
B e n y a: Gehen Sie auf 40 Stunden mit uns! 
Wollen Sie Bchon 40 Stunden im nächsten 
Frühjahr?) Ich hätte nichts dagegen, Herr 
Präsident, zweifellos. Ich persönlich habe 
leider auch nicht die 40-Stunden-Woche. Aber 
ich gönne sie jedem, der mit 40 Stunden 
ausreichend verdient, um anständig leben zu 
können. Sorgen Sie für diese Voraussetzun­
genl (Beifall bei der FPO und bei Abgeordne­
ten der OVP.) Sorgen Sie dafür, daß mit 
den verfügbaren Arbeitskräften jene Leistun­
gen erbracht werden, die notwendig sind, um 
die Gesamtwirtschaft aufrechterhalten zu 
können! Dann sind wir uns einig, dann sind 
wir uns klar und eindeutig einig. (Neuerlicher 
Beifall bei FPO und OVP.) Aber solange 
Sie in Ihrer Zeitung wegen dieses Antrages 
Peter-Graf von einer Lizitation sprechen, sind 
Sie nicht glaubwürdig, solange sind Sie 
absolut nicht glaubwürdig, denn Lizitation in 
der derzeitigen Situation ist allein Ihr Antrag, 
Ihr Wunsch, diese Uberstundenpezahlung zu 
verbessern. (Abg. Gertrude W 0 n d r a c k: 
Weil das die Unternehmer zahlen müssen!) 

Sie haben in Ihren Ausführungen vor 
wenigen Stunden darauf hingewiesen, daß 
nur zwei Lohnerhöhungsanträge in der Pari­
tätischen verhandelt worden sind. Warum 
haben Sie nicht den Antrag gestellt, diese 
50 Prozent ebenfalls mitzubehandeln? (Abg. 
B e n y a: Wir wollen ja das Gesetz ändern! 
Das Gesetz reicht über alle Bereiche! Davon 
verstehen Sie nichts!) Ja, eben, bei manchen 
Kleinigkeiten haben Sie ein Riesenverfahren, 
aber wenn es unter Umständen um Dinge 
geht, die wesentlich wirkungsvoller und für 
die Gesamtwirtschaft unter Umständen auch 
sehr kritisch sein können, dann sagen Sie: 
Das machen wir ad hoc! - Wissen Sie, 
warum, meine Damen und Herren aller 
Fraktionen in diesem Haus? Man kann es 
nur als propagandistische Uberrundung be­
zeichnen, als den Versuch, wegen der Wirk­
samkeit des Antrages Peter-Graf eine Not­
bremse zu ziehen, der doch den leistungs-

bewußten Arbeitnehmern in Osterreich zeigt, 
daß man Verständnis für sie hat, ein Ver­
ständnis, das leider durch die Gesetzgebung 
bisher nicht erwiesen war. 

Ich darf Ihnen noch einiges andere in 
Erinnerung rufen. In Erinnerung sei in erster 
Linie etwa ein Antrag vom 11. Mai 1966 
der Abgeordneten Dr. Staribacher, Benya, Ing. 
Häuser, Erich Hofstetter, Ulbrich, Robert 
Weisz, Haberl und Pansi gerufen. In diesem 
Antrag haben Sie selbst die Uberstunden­
zahlungen, die Zuschläge für Mehrarbeit 
steuerfrei stellen wollen. (Zwischenrufe bei 
der OVP.) Damals hatten Sie keine Bedenken. 
(Abg. S t r ö e r: Bis zu einer bestimmten 
Grenze! Das wollen wir auch jetzt! Lesen Sie 
den Minderheitsberichtl) Herr Abgeordneter 
Ströer! Dann waren diese Grenzen im Ab­
satz 2. (Abg. B e n  y a: Ja, sehen Sie: die 
Grenzen!) Jetzt schlagen wir vor, diese 
Grenze wesentlich zu erleichtern, und zwar 
bis zum 1. Juli dieses Jahres. Das ist also 
ein Umstand, der es ermöglicht, daß alle die 
.Fortschritte, die in der Zwischenzeit seit 1954 
auf Kollektivvertragsebene und auf der 
Ebene von Betriebsvereinbarungen erzielt 
worden sind, jedenfalls gedeckt sind, so daß 
niemand etwa benachteiligt werden könnte. 

Ihre Fraktion war es, Herr Präsident 
Benya,. die gegen den ursprünglichen Antrag 
Peter-Graf Einwendungen erhoben hat. Bei 
der letzten Sitzung im Finanz- und Budget­
ausschuß kam plötzlich überraschend für uns 
die Aufforderung, daß wir den ursprünglichen 
Antrag beibehalten sollen, daß aber die Be­
schränkungen fallen müssen. Das ist äußerst 
interessant. Warum denn plötzlich diese Um­
stellung? Sie scheint vernünftigen Uber­
legungen - Sie schütteln selber den Kopf -
nicht erklärlich. (Abg. B e n y a: Sie bekom­
men die Antwort! Ich wundere mich nur über 
Ihre Darstellung, über sonst nichts!) Aber es 
ist Tatsache, Herr Präsident Benya, daß wir 
aufgefordert wurden, den unveränderten ur­
sprünglichen Antrag aufrechtzuerhalten, aber 
die Ergänzungen wieder fallenzulassen (Zwi­
schenruf des Abg. E. H o f s t e t t er), Ergän­
zungen, die wir nur wegen Einwendungen 
Ihrer Fraktion und des Herrn Finanzministers 
eingebaut haben, und zwar in einer Art und 
Weise, die zweifellos für die Arbeitnehmer 
sehr günstig ist. 

Ich darf auch noch auf folgendes hinweisen, 
Herr Präsident Benya: In Ihrem Antrag aus 
1966 haben Sie schon wesentlich höhere Ein­
kommenssätze vorgesehen gehabt als in dem 
Antrag, den Ihre Fraktion im Finanz- und 
Budgetausschuß in der vergangenen Woche 
vorgeschlagen hat. Erst nachdem ich die 
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Herren Vertreter Ihrer Fraktion darauf auf­
merksam gemacht habe, daß sie damit in 
keiner Weise die Entwicklung berücksichtigen, 
ist man dazu bereit gewesen, den Gesamt­
betrag von 5980 S monatlidl auf 7280 S anzu­
heben. Also Sie hätten dort Regelungen vor­
geschlagen gehabt, die zweifellos eine erheb­
liche Beeinträchtigung zur Folge haben 
mußten. 

Denken Sie etwa an die Forderungen des 
graphischen Gewerbes mit einer Lohnerhö­
hung von 18 Prozent gerade in dem Bereich, wo 
sehr viele Nacht- und Sonntagsüberstunden 
geleistet werden müssen (Abg. B e n  y a: Sie 
mischen da etwas durcheinander!) und wo die 
Leute durch diese Grenzen mit den Zuschlägen 
sehr wesentlich steuerlich beeinträchtigt wor­
den wären! (Abg. B e n  y a: Sie mischen 
Kraut und Rüben! Sonn-, Feiertags- und 
Nachtarbeitszuschläge sind nicht in dem 
Betrag von 25 oder 50 Prozent aufgeschlagen! 
Wollen Sie das doch bitte zur Kenntnis neh­
men!) Herr Präsident! Ich muß Ihnen jetzt 
folgendes entgegenhalten: In Ihrem Antrag 
Hofstetter-Jungwirth-Adam Pichler haben 
Sie auch Beschränkungen für die gewerk­
sdlaftliche Verhandlungsfreiheit enthalten, 
denn Sie schränken die Möglichkeit ein, etwa 
über die 50 oder 100 Prozent Zuschlag hinaus­
zugehen. Das monieren Sie nicht, Sie monieren 
nur, wenn wir sagen (Abg. E. Ho is t e t t e r: 
Soweit keine besseren Kollektivverträge vor­
handen sind!): Was jetzt über das Arbeits­
zeitgesetz hinausgeht oder über bereits be­
stehende Kollektivverträge, das ist für die 
Gewerkschaft unerträglich! Aber Ihren 
eigenen Antrag, diese Beschränkung bezüg­
lich des Zuschlages vorzusehen, das tolerieren 
Sie. Das ist also eine Vorgangsweise, die 
zweifellos nidlt in Ordnung ist. (Abg. 
E. H ol s t e t t e r: Im Antrag steht: Kollek­
tivvertragsvorschrilten und andere Bestim­
mungen! Infolgedessen richtet es sich nach 
diesen Bestimmungen, die im Kollektivvertrag 
verankert sind!) Aber Sie sagen, die Kollektiv­
vertragspartner wären beeinträchtigt, weil 
man die vorzeitige Verkürzung gegenüber 
dem Arbeitszeitgesetz steuerlich nicht begün­
stigen würde. Aber man begünstigt genauso­
wenig Ihren Vorschlag, die Begrenzung auf 
50 Prozent oder 100 Prozent zu fixieren, und 
es gibt Gruppen, die über diesen Prozent­
satz hinaus Zuschläge erhalten. (Abg. E. H o  1-
s t e  t t e r: Sind berücksichtigt!) Aber das ver­
langen Sie anscheinend nidlt. Also das, was 
die Opposition gegen Ihren Vorschlag tut, 
das ist gewerksdlaftsfeindlich, aber wenn Sie 
selbst der Gewerkschaft die sogenannten 
Besdlränkungen für die Kollektivvertragsver­
handlungen auferlegen, dann geht das in 

Ordnung. Dabei können wir Ihnen in Ihrer 
Argumentation jedenfalls nicht folgen. (Abg. 
E. H o  i s t  e t t e r: Das ist, weil er nicht 
Gewerkschaltsmitglied istl) 

Ich darf fortfahren und sagen, daß der ent­
scheidende Eingriff in die freien Verein­
barungs- und Gestaltungsmöglichkeiten der 
Gewerkschaften von Ihnen genauso vorge­
sehen ist wie von uns, wenn man das in der 
Art auslegen will. Wir sind aber der Auf­
fassung, daß wir die Verpflichtung haben, 
im Interesse der Gesamtwirtschaft und unter 
Berücksichtigung der angemessenen Interessen 
aller Arbeitnehmer unsere Entscheidungen zu 
treffen. Wir wollen uns nicht dazu hinreißen' 
lassen, eine Lizitationspolitik zu betreiben 
wie Sie, eine Politik, die den Schilling gefähr­
det. (Heiterkeit bei der SPO.) Sie selbst haben 
ausgeführt, daß schon größere Preissteigerun­
gen . . , (Abg. B e n  ya: Wessen Schilling? 
Wollen Sie uns das sagen?) Meinen und Ihren 
Schilling! (Abg. B e n  y a: Die 50 Prozent 
zahlen die Unternehmer! Ist das Ihr Schilling?) 
Meinen und Ihren Schilling gefährden wir, 
denn diese Frage der Erhöhung der Bezah­
lung (Zwischenrufe bei der OVP) wird sich 
naturgemäß auch auf die Preise auswirken 
und die Inflationspolitik fördern. (Zustimmung 
bei FPO und OVP.) Sie als Regierungspartei 
sollten sich an und für sich wesentlich mehr 
Gedanken darüber machen, wie sich diese 
Forderung auf das Budget und auf die Kauf­
kraft des Schillings auswirken wird. Aber 
wenn man spekuliert, mit der Inflation das 
Budget zu retten, wie das unserer Meinung 
nach zum Teil auch die OVP-Finanzminister 
gemacht haben, dann geht man einen falschen 
Weg, der vor allen Dingen auf Kosten der 
Arbeitnehmer und der vielen Pensionisten ge­
gangen wird, für die Sie angeblich immer 
so eifrig eintreten, der ihnen nichts bringen 
wird, denn für die Pensionisten und die 
Arbeitnehmer, die eine Normalarbeitszeit 
leisten, haben Sie mit dem Antrag auf Er­
höhung des Uberstundenzuschlages von 25 auf 
50 Prozent absolut nichts getan. (Rul bei der 
SPO: Das wissen wir!) 

Das ist der Umstand, der uns veranlaßt, 
diesem Antrag nicht näherzutreten, und die 
Auffassung, daß wir genauso daran interes­
siert sind, wie es die Regierung sein müßte, 
die Kaufkraft des Schillings zu erhalten, hin­
dert uns auch, Ihren Antrag nochmals zu 
überholen. Das wäre ja kein Problem, in 
dieser Richtung Forderungen zu stellen. (Zu­
s timmung.) Man würde vielleicht für die eine 
oder andere Forderung sogar noch eine Mehr­
heit in diesem Hause finden, eine Mehrheit, 
die nidlt unbedingt mit Ihrer Unterstützung 
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zustande kommt. Aber wir sehen die Gefahr 6 Prozent brauchen, das nur aus erhöhter 
dieses Weges und berücksichtigen sie sehr Leistung kommen kann. 
wohl ; und das auch in Ihrem Interesse. Wenn 

Anläßlich der Generaldebatte hat der Herr 
wir das nicht täten, würde diese Regierung 
sehr schnell erkennen, daß ihr das Wasser 
über den Mund steigen würde. 

Sie selber haben also eine sehr wenig 
konsequente Politik in der Behandlung dieses 
schon Jahre alten Wunsches der freiheitlichen 
Abgeordneten in diesem Hohen Hause be­
wiesen. Sie haben im Gegenteil zuerst abge­
lehnt, dann aufgefordert, den ursprünglichen 
Antrag aufrechtzuerhalten, dann noch ver­
stärkt durdl den Uberstundenzuschlag und 
wissen nun nicht, wie Sie eine echte, ein­
heitliche, konforme Begründung für dieses 
Vorgehen finden sollen. 

Wir Freiheitlichen, das darf ich zum Ab­
schluß feststellen, sind jedenfalls stolz darauf, 
daß wir nach jahrelangem Bemühen endlich 
eine echte parlamentarische Situation gefun­
den haben, die es uns ermöglicht, eine alte 
Forderung durchzusetzen und hier zumindest 
mit einem Mehrheitsbeschluß dieses alte Ziel 
der Verwirklichung zuzuführen. (Beifall bei 
der FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. König. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter DDr. König (OVP) : Herr Präsi­
dent! Hohes Hausl Die Frage der Erleichte­
rung der Besteuerung von Uberstunden ist 
eine Frage, die schon sehr lange im Raume 
stand. Daß sie früher nicht angegangen wurde, 
wurde schon anläßlich der Generaldebatte be­
gründet. Es hatte das verschiedene Gründe, 
nicht zuletzt die Sorge um eine Differenzie­
rung mit den Selbständigen, die auch Uber­
stunden leisten müssen. 

Angesichts der heutigen Arbeitsmarktlage 
ist es verständlich, daß dieser Frage besondere 
Bedeutung zukommt, und deshalb haben die 
Oppositionsparteien diese Initiative ergriffen. 
Meine Damen und Herren! Wir müssen uns 
eigentlich darüber klar sein, daß das über 
diesen Anlaß hinaus ein Alarmsignal ist, ein 
Alarmsignal, daß die Besteuerungsprogression 
bereits den Rubikon überschritten hat, näm­
lich jene Grenze, wo sie beginnt, leistungs­
hemmend zu werden, wo der einzelne nicht 
mehr bereit ist, diese Mehrleistung zu erbrin­
gen, weil er sich für die Bereitschaft, eine 
notwendige Mehrleistung zu erbringen, be­
straft vorkommt, und das angesichts einer 
SitUation, die Professor Nemschak, der sicher 
ein unverdächtiger Zeuge ist, damit charakteri­
siert hat, daß wir in Osterreich ein reales, 
ein echtes Wirtschaftswachstum vQn 5 bis 

Finanzminister seine Bedenken gegen eine 
unbeschränkte Begünstigung der Uberstunden 
geäußert, offenbar deshalb, weil er daraus 
einen unbeschränkten Entfall von Steuern ver­
mutet hat. Ich habe großes Verständnis für die 
grundsätzlichen Bedenken eines Finanzmini­
sters im Staatsinteresse : Er muß an die Ein­
nahmen denken. Aber, Herr Finanzminister, 
in diesem Falle handelt es sich - das wurde 
schon gesagt - keineswegs um eine Lizita­
tionspolitik zu Lasten des Fiskus. Nein, denn 
an jeder einzelnen Uberstunde, die mehr ge­
leistet wird, partizipiert zu einem wesentlichen 
Teil auch nach der neuen Rechtslage der 
Finanzminister, der Staat und, durch die Er­
höhung des Sozialproduktes, letzten Endes 
die Wirtschaft und wir alle. (Abg. S t r ö e r: 
Und die Arzte und die Sozialversicherungs­
institute!) Auf dieses Argument, Herr Kollege 
Ströer, werde ich noch zu sprechen kommen, 
weil das ja ein Hauptargument in der Rede 
des Kollegen Hofstetter war. 

Herr Kollege Ströer! Der wesentliche Unter­
schied zwischen Ihrem Minderheitsantrag und 
dem Antrag der Oppositionsparteien gipfelt 
eigentlich nur in zwei Punkten: Der eine ist 
die unbeschränkte Freistellung der Zuschläge. 
der zweite ist die Tatsache, daß der Antrag 
der Oppositionsparteien die jetzige Rechtslage 
voll berücksichtigt, die die jetzt bis 1. Juli 
1970 erworbenen Ansprüche und vereinbarten 
Regelungen von Gewerkschafts- und Unter­
nehmerseite voll anerkennt und in Rechnung 
stellt, aber mißbräuchlicher zukünftiger Ge­
staltung einen Riegel vorschiebt. Das ist der 
wesentliche Unterschied zwischen dem Antrag 
der Oppositionsparteien und dem Minderheits­
antrag. Sie haben eine Beschränkung und 
Sie haben andererseits diesen Riegel nicht. 

Ich werde noch darauf zu sprechen kommen, 
wie sehr Ihr Antrag Mißbrauchsmöglichkeiten 
bietet und wie gefährlich es wäre, diesem 
Antrag in der Form die Zustimmung zu geben. 
(Abg. E. H o  i s t e t t e  r: Herr Kollege König! 
Aber die Veränderungen Ihres Initiativantra­
ges wurden erst über Betreiben unserer Frak­
tion durchgeiührtf) Herr Kollege Hofstetter, 
Sie erinnern mich an etwas, auf das ich auch 
zurückkommen wollte. Sie haben erklärt: 
Siebenmal wurden unsere Anträge abgeändert. 
Sie haben diese Zahlen addiert, denn es waren 
zwei Anträge, und ich gebe Ihnen recht: Der 
eine wurde dreimal, der andere viermal abge­
ändert. Aber, verehrter Herr Kollege Hof­
stetter: Ihr Antrag ist j a  auch dreimal abge­
ändert worden, und Sie haben sich im Aus· 
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schuß noch bei mir bedankt, daß ich Sie darauf 
aufmerksam gemacht habe, daß Ihnen etwas 
entgangen ist. Genauso ist es uns passiert : 
Wir haben übersehen, einen Passus einzufü­
gen. Das ist nur eine formelle Angelegenheit ; 
es ist dasselbe gewesen; Sie werden mir recht 
geben. Es ist auch Ihr Antrag dreimal abge­
ändert worden, weil es eine komplizierte 
Materie ist und weil es möglich ist, daß 
Formalfehler passieren. 

Aber unser Antrag ist ja auch noch aus 
einem anderen Grund abgeändert worden. Er 
ist abgeändert worden auf Ihre Vorschläge 
hin, auf Ihr Betreiben hin. Der Herr Klubob­
mann PiUermann ist nicht hier. Er hat den 
Vorwurf erhoben - und das steht auch in 
den Erläuterungen zu Ihrem Minderheitsbe­
richt -, daß die Oppositionsparteien nicht 
verhandlungsbereit gewesen wären. Meine 
sehr geehrten Damen und Herrenl Das Gegen­
teil ist der Fall. Gerade die Abänderung 
unseres Antrages zeigt ja,  daß wir auf Ihre 
Vorschläge eingegangen sind, zeigt, daß wir 
bereit waren, dem Rechnung zu tragen. Wir 
haben eindeutig auf Ihr Betreiben hin die 
unbeschränkte Regelung eingeschränkt, und 
wir haben einen Riegel vorgeschoben mit dem 
1 .  7. 1 970 durch den Einbau des § 3 Abs. 2, 
der ausschließt, daß hier völlig willkürliche, 
freie Gestaltungsmöglichkeiten gegeben sind. 

Was nicht akzeptabel war, war Ihre Vor­
stellung, daß man in der Zukunft völlig freie 
Begünstigungen für zukünftige Gestaltungell 
vorsehen sollte, und da hat - ich glaube, 
Sie haben es auch gesagt - aber Dr. Pitter­
mann im besonderen im Ausschuß darauf hin­
gewiesen, daß darin eine Einschränkung der 
Autonomie der Tarifpartner gelegen wäre. Das 
steht auch hier in dem Minderheitsbericht. 
Herr Kollege HofsteUer, das ist nicht der Fall. 
Oie Tarifpartner können sehr wohl jede Ver­
einbarung treffen, sie können die ArbeitszeIt 
senken, sie können, wenn sie es vereinbaren, 
die Uberstundenzuschläge erhöhen, nur einen 
Blankoscheck, eine Blankobegünstigung für 
diese Regelungen kann der Gesetzgeber nidlt 
ausgeben, und · dafür müßte uns der Herr 
Finanzminister eigentlich sehr dankbar s ein. 

Im übrigen hat Kollege Melter zu Recht dar­
auf hingewiesen - Sie haben den Kopf ge­
schüttelt, aber es stimmt -, daß auch Sie 
diese Begrenzung, wenn auch nur in einem 
Punkt, drinnen haben. Wenn Sie hier prinzi­
piell von einer Einschränkung der Begünsti­
gung sprechen - die ist drinnen! Sie haben 
die 50 Prozent drinnen und Sie haben die 
100 Prozent drinnen, ja Sie haben sogar Ein­
kommensgrenzen drinnen. Sie sagen zwar: 
Soweit günstigere Regelungen vorhanden sind, 

gelten diese bis 1. 7. 1970. Und auch dann 
gelten die darin enthaltenen Vorschriften, und 
kein Kollektivvertrag, der abgeschlossen und 
der höhere als 50prozentige oder 1 00prozentige 
Zuschläge bringen würde, wäre auch nach 
Ihrer Version begünstigt. Er wäre nicht be­
günstigt. Lesen Sie das nach. Das ist ganz 
eindeutig der Wortlaut Ihres Antrages. Das 
heißt : Auch Sie haben diese Beschränkungen 
drinnen. Wenn Sie es Beschränkung der Tarif­
autonomie nennen wollen, dann haben Sie 
es selbst aufgesetzt. Ich bezeichne es nicht 
als solche. Ich bin der Meinung: Die Tarif­
autonomie ist gewahrt, es ist nur kein Blanko­
scheck einer völlig freien Begünstigung für 
derartige Maßnahmen hier vorgesehen. 

Und noch etwas - das werden mir gerade 
die Gewerkschafter unter Ihnen bestätigen -: 
Die überwältigende Mehrzahl derartiger Ver­
einbarungen, kürzerer innerbetrieblicher 
Arbeitszeiten oder höherer Zuschläge sind 
Betriebsvereinbarungen. Und Sie wissen sehr 
wohl den Unterschied zwischen den echten 
und unechten Betriebsvereinbarungen. Das 
sind natürlich unechte, niemals einem Kollek­
tivvertrag vorbehaltene Betriebsvereinbarun­
gen, die innerbetrieblich ohne besondere 
Rechtsgrundlage auf Grund des Zusammen­
wirkens der beiden Sozialpartner, wenn auch 
vielleicht mitunter mit Unterstützung der Ge­
werkschaft, abgeschlossen werden. 

Diese Regelungen werden weder nach Ihrem 
Vorschlag noch nach unserem begünstigt. 
Also auch Sie haben die Beschränkung drinnen. 
Für die Mehrzahl der Fälle würde also Ihr 
Antrag in keiner Weise auch für die Zukunft 
eine echte Begünstigung bedeuten. 

Dann möchte ich noch auf ein Argument 
zurückkommen, das Sie selbst gebracht haben, 
Kollege Hofstetter. Sie sagten - und auch 
der Präsident Benya hat darauf hingewie­
sen -, die Arbeitszeitverkürzung soll doch 
eine effektive sein, soll eine echte sein, soll 
also nicht wieder dazu führen, daß ein Uber­
maß an Uberstunden geleistet wird. Wenn 
Sie also dieser Auffassung sind, und ich glaube, 
daß Sie das sind - es ist ja auch bei der 
Beratung des Arbeitszeitgesetzes eindeutig 
zum Ausdruck gebracht worden -, dann wird 
das wohl auch für die Zukunft gelten. Wenn 
es also in Zukunft wirklich durch Kollektiv­
vertrag in einer gewissen Branche möglich 
wäre, die Arbeitszeit von derzeit 43 Stunden 
herunterzusetzen, dann doch wohl nicht zu 
dem Zweck, daß dann entsprechend b is zu 
43 Stunden Uberstunden geleistet werden, die 
jetzt schon begünstigt werden sollen. Derm 
darin liegt ja der Mißbrauch: daß dieselbe 
Arbeitszeit weiter geleistet wird, und es wird 
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jongliert und gesagt : Die 33 Stunden sind di.e 
normale Arbeitszeit, und die restlichen 10 
zahlen wir als Uberstunden, weil der Finanz­
minister dafür die Kosten trägtl 

Sie haben auch davon gesprochen, man solle 

niCht durch einen steuerlichen Anreiz die 

Uberstundenschinderei fördern, und durch den 

Wegfall der Beschränkungen im Ein�ommen­

steuergesetz für die Befreiung der Uberstun­

denzuschläge wäre nun j egliche Grenze gefal-

len. 
Ich glaube, Sie selbst werden dieses A�gu-

ment nicht sehr schwer nehmen, denn zwelfel­

los gilt für jeden Betrieb das Arbeitszeitgese
.
tz , 

und zweifellos sind zur Uberwachung der Em­

haltung des Arbeitszeitgesetzes die Arbeits­

inspektoren berufen. Aber Sie wisse� au�h 

_ genauso wie ich -, daß dieses Arbeüsz.�ü­

gesetz sehr wohl den verschie�enen Bedurf­

nissen der verschiedenen Berelche Rechnung 

trägt. Sie wissen, daß es hier sehr viele gesetz­

liCh erlaubte, weil notwendige Ausnahmen 

gibt, die über diese zehn Uberstu.�den hinau�­

gehen. Ich kann sie Ihnen aufzahlen - SIe 

werden sich daran erinnern -: Im Fremden­

verkehr, im Verkehr, in den Saisonbetrieben, 

Krankenanstalten, beim Fuhrpark, wenn 

Verderb im Verzuge ist beziehungsweise 

droht, bei Betriebsstärungen. Das kann bis zu 

60 Stunden gehen. D as sind also um 11 mehr, 

und im Jahre 1915 werden es um 20 Uber­

stunden mehr sein und nicht mehr um zehn, 

wie das bei Ihnen festgehalten ist. Weil diese 

Ausnahmen vorkommen und notwendig sind, 

soll gerade der, der in diesen Betrieben arbei ­

tet in solchen Fällen ins Gras beißen und 

di�se Uberstunden machen müssen, weil sie 

notwendig sind - was er ja selbst auch ein­
sieht -, und jetzt dafür bestraft werden! Daß 
aber derjenige belohnt wird, der j eden Tag 
eine Uberstunde mitlaufen läßt, und derjenige 
bestraft wird, der tatsächlich dort, wo Not 
am Mann ist, wo es erlaubt und im Gesetz 
vorgesehen ist, daß der dann der Begrenzung 
zum Opfer fallen soll, das würde kein Arbeiter 
im Betrieb verstehen. 

Glauben Sie mir : Hier ist unser Entwurf 
sehr viel lebensnaher und wird auf sehr viel 
mehr Verständnis in den Betrieben stoßen. 
Vielleicht wäre es sehr vernünftig gewesen, 
wenn Sie selbst in die Betriebe hineingehorcht 
hätten. Dann hätten Sie gesehen, daß man 
dort ganz anders darüber spricht, als wir es 
von Ihnen gehört haben. 

Der Herr Präsident Benya hat darauf hin­
gewiesen - und Sie haben es wiederholt, 
Herr Kollege Hofstetter -, die Gewerkschaft 
strebe an, in der normalen Arbeitszeit mehr 
zu verdienen und nicht durCh Uberstunden. 
- Ich glaube, das ist ein legitimes Anliegen 

aller. Das ist etwas, was wir alle anstreben, 
aber das ändert doch nichts dar an, daß Uber­
stunden anfallen und dort, wo sie not­
wendig und erlaubt sind, auch gemacht werden 
und daß diese Mehrleistung begünstigt werden 
soll. Das hilft dem Finanzminister, das erhöht 
das Sozialprodukt, und das soll doch nicht 
bestraft werden! Das ist doch unbeschadet 
des legitimen Strebens nach einem allgemei­
nen Anheben des realen Einkommens ! 

Wenn Sie heute in die Betriebe schauen, 
dann werden Sie feststellen: Uberall dort, wo 
Uberstunden notwendig sind und wo der ein­
zelne sagt, das mache er nirnt, weil ihm der 
Finanzminister alles wegnehme, haben Sie nur 
zwei Möglichkeiten: Sie haben die Möglirn­
keit, entweder in verstärktem Maße Fremd­
arbeiter heranzuziehen - mit all den Proble­
men, die wir kennen und die wir nirnt 
wollen -, oder wie es in kleinen Betrieben 
mitunter gemarnt wird, es geht schwarz unter 
der Budel, und da verliert der Finanzminister 
100 Prozent. Dem kann man doch nicht das 
Wort reden! Je stärker die Steuerprogression, 
je stärker der einzelne sie fühlt, desto größer 
der Anreiz zum Steuerschwindel. Das kann 
man doCh nicht begünstigen! Hier muß man 
doch von der Vernunft her sagen : Hier müssen 
wir entgegenkommen, wir müssen das, was 
notwendig und durchaus erlaubt ist, entspre­
chend fördern und die Bereitschaft zur Mehr­
leistung, von der wir alle leben, von der auch 
unsere Wirtschaft lebt, entsprechend anerken­
nen. (Beifall bei der OVP.) 

In der Generaldebatte wurde auch gesagt: 
Durch den Vorschlag der Oppositionsparteien 
würden in Zukunft die UberstundenpausCha­
lien unbeschränkt begünstigt. Ich glaube, der 
Herr Finanzminister hat auCh darauf hinge­
wiesen; ich erinnere mich nicht genau, ob er 
es war. 

Dieser Einwand ist unbegründet, ist völlig 
unbegründet! Denn Sie alle wissen, daß die 
in den UberstundenpausChalien enthaltenen 
Uberstundenzuschläge nur insoweit steuerfrei 
sind, als diese Uberstunden tatsäChliCh gelei­
stet wurden und naChgewiesen sind. Wenn 
j emand wissentliCh falsche Aufzeichnungen 
führt, wenn er also effektiv Steuer hinter­
zieht, dann kann das gesetzlich zwar verboten 
sein. Das kann aber kein Gesetz verhindern; 
das kann nur hintennach bestraft werden. 
(Abg. Gertrude W o  n d r a  C k: Wie wollen 
Sie das kontrollieren?) Frau Staatssekretär I 
Sie werden mir recht geben: Das gibt es auf 
anderen Gebieten auch, dort gibt e s  noch 
viel größere Möglichkeiten; so etwa bei den 
Kilometergeldern, bei den Taggeldern; über­
all dort, wo man steuerfrei absetzen kann, 
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kann man AufzeiChnungen fälschen. Das ist 
ein echter Steuerbetrug. Proformanachweis 
zählt nicht. Das ist ein echter Steuerbetrug, 
der immer möglich ist und immer gleich ver­
urteilt wird, wenn man ihn feststellt. Das 
ist aber doch etwas, was um Gottes willen 
im Rahmen einer Bestimmung zur Förderung 
der Uberstunden keine Rolle spielen kann! 
Denn dann müßte ich auch bei allen anderen. 
Bestimmungen sagen : Ich kann nichts begün­
stigen, weil die Gefahr besteht, daß das gar 
nicht gemacht wird l Das haben Sie bei den 
öffentlichen Beförderungsmitteln (Zwi­
schenruf der Abg. Gertrude W o  n d r a c k.) 
Frau Staatssekretär ! Das haben Sie auch in 
anderen Bereichen. 

Hier in diesem Haus wurde in der letzten 
Legislaturperiode beschlossen - und ich finde, 
es war eine sehr betriebsnahe Regelung, die 
hier getroffen wurde -, daß zum Beispiel 
Fahrten mit öffentlichen Verkehrsmitteln zur 
Arbeitsstätte begünstigt sind, daß sie steuer­
frei sind, wenn die Kosten vom Betrieb ge­
tragen werden. Wie wird aber nun geprüft? 
Einige dieser Wochenkarten werden vorgelegt, 
nicht alle. Erst dann, wenn begründeter Ver­
dacht besteht, daß hier Mißbrauch getrieben 
wird, wird verlangt, daß alles nachgewiesen 
wird. Aber das ist eine Frage der praktischen 
Uberprüfung durch die Finanzbehörden. Das 
ist nicht Sache des Gesetzgebers. Deshalb, weil 
von einigen Mißbrauch betrieben werden 
kann, kann man nicht das ganze notwendige 
und nützliche Gesetz in Frage stellen. (Zu­
stimmung bei der OVP.) Im übrigen ist natür­
lich auch nach Ihrem Antrag eine solche 
Fälschung von Unterlagen möglich. 

In der Generaldebatte wurde noch ein Argu­
ment gebracht, das ich nicht unerwähnt lassen 
möchte, nämlich das Argument des Herrn 
Finanzministers, daß durch diesen Antrag der 
Oppositionsparteien die höher Verdienenden, 
die besser Verdienenden begünstigt würden. 

Persönlich finde ich, daß es kein Unterschied 
ist, ob nun ein Ingenieur oder qualifizierter 
Facharbeiter Uberstunden machen muß oder 
ein Hilfsarbeiter. Wenn sie diese Uberstunden 
machen müssen, diese Mehrarbeit leisten 
müssen, dann soll das in beiden Fällen gleidl 
anerkannt werden. Eigentlich haben Sie selbst 
dieses Argument über Bord geworfen, denn 
auch Ihre Bestimmung mit den zehn Uber­
stunden begünstigt höher Verdienende ' "  

(Zwischenruf bei der SPO.) Nein! Zehn Uber­
stunden sind betragsmäßig für den qualifi­
zierten Facharbeiter natürlich mehr als für den 
Hilfsarbeiter, sind für den Ingenieur mehr 
als für den Monteur, während 260 S für alle 

gleich sind. Sie haben also selbst diese Diffe­
renzierung anerkannt, und ich freue mich dar­
über, weil es anständig und fair ist auch 
gegenüber jenen, die genauso, wenn sie Uber­
stunden leisten, darauf Anspruch haben, 
begünstigt zu werden. Daß man hier von dem 
ursprünglichen klassenkämpferischen Argu­
ment abgegangen ist, ist etwas, was ich als 
eine anerkennenswerte Einsicht betrachte. 

Herr Kollege Hofstetter, Sie haben noch ein 
Argument gebracht, ein Argument, das offen­
sichtlich aus einem Mißverständnis herrührt, 
weil es nicht haltbar ist. Sie haben das Argu­
ment gebraCht, der Antrag der Oppositions­
parteien würde eine Verwaltungsverkompli­
zierung bringen. 

Gestatten Sie mir zu beweisen, daß der 
Antrag der Oppositionsparteien gegenüber der 
derzeitigen Regelung eine Vereinfachung 
bringt, während Ihr Antrag - leider ist das 
ein Bumerang für Sie - eine Verkomplizie­
rung bringt. (Zwischenruf bei der SPO.) ICh 
werde es Ihnen gleich beweisen. Unser An­
trag kennt die Uberstundenzuschläge in der 
bisherigen Höhe - unbegrenzt. Ihr Antrag 
differenziert. Die zehn Uberstunden müßte 
man separat abrechnen, denn die werden nicht 
mehr begünstigt, während bei uns die Be­
günstigung durchgeht. Sie haben also eine 
Zweiteilung geschaffen, die wir nicht kennen. 

Sie haben aber noch etwas getan: Sie haben 
bei den Einkommensgrenzen für die Nacht-, 
Sonntags- und Feiertagsstunden die Schwie­
rigkeit geschaffen - die bisher auch schon 
bestanden hat, die aber weiter besteht -, daß 
Sie die Differenzierung beibehalten. Nach. 
unserem Antrag - unter Wegfall dieser Gren­
zen - gibt es eine einheitliche Berechnungs­
grundlage : Völlige SteuerfreisteIlung sämt­
licher Zuschläge, egal wie hoch sie auch von 
der Gewerkschaft vereinbart worden sein 
mögen. Und wenn die Zuschläge über das 
im Arbeitszeitgesetz festgesetzte Ausmaß 
hinausgehen, dann sind sie in gleicher Weise 
erfaßt. Was bis zum 1. 1. 1970 erfaßt wurde, 
wird einheitlich. abgerechnet. Wenn Sie mir 
da sagen, das sei eine Verkomplizierung, so 
muß ich Ihnen sagen, daß Ihr Antrag für die 
Lohnbüros zweifellos wesentlich beschwer­
licher ist als unser Antrag, der eine echte 
Erleichterung der Abrechnung bringt. Das 
können Sie mir aus langjähriger Erfahrung 
glauben. (Zustimmung bei der OVP.) 

Aber nun zu einem Hauptargument in Ihrer 
Stellungnahme, das ernsthaft zum Nachdenken 
anregt; das gebe ich zu. Es ist dies das Argu­
ment der gesundheitlichen Gefährdung durch 
den Anreiz zu Uberstunden. Das ist ein echtes 
Argument. 
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Zunächst muß man doch wohl sagen, daß 

Uberstunden nach wie vor begrenzt sind durch 
das Arbeitszeitgesetz - mit den dort erlaub­
ten Ausnahmen - und daß durch die Arbeits­
inspektorate kontrolliert wird. Das heißt,  daß 
diese Forderung nach Vermeidung gesund­
heitsgefährdender Uberstunden, wie sie das 
Arbeitszeitgesetz kennt, unangetastet bleibt. 

Nun, Herr Kollege Hofstetter, ein Argument 
aus der Praxis. Ich weiß , man hört es nicht 
gerne, aber glauben Sie mir, es ist wahr. Er­
laubte Uberstunden, notwendige Uberstunden 
sind viel weniger gesundheitsgefährdend als 
das, was andernfalls - weil kein Anreiz da 
ist, weil alles weggesteuert wird - im Pfusch 
gemacht wird. Glauben Sie mir das ! (Zustim­
mung bei der OVP.) Wie viele Arbeitsunfälle 
werden im Kulanzweg anerkannt, weil man 
weiß, das ist ein armer Teufel. Sie zeigen 
aber die Gefährlichkeit der Entwicklung auf ; 
ganz abgesehen davon - was ich schon gesagt 
habe -, daß der Finanzminister hier keinerlei 
Partizipation hat. 

Jetzt noch ein letztes, gerade zu dem gesund­
heitlichen Argument. Herr Kollege Hofstetter! 
Ich bin der Meinung, der Anreiz ist nicht 
gesundheitsgefährdend, weil die Sicherheits­
bestimmungen des Arbeitszeitgesetzes bleiben, 
weil sie aufrecht sind. Aber wenn es so wäre, 
dann muß ich feststellen: Eine langjährige 
Forderung der Fraktion christlicher Gewerk­
schafter ging auf die völlige, unbeschränkte 
SteuerfreisteIlung für Uberstundenzuschläge. 
Sie können nun sagen : Das war eine Forderung 
Ihrer Fraktion! - Aber, Herr Kollege Hof­
stetter, am 6. Bundeskongreß des OGB vom 
25. bis 29. September 1967 wurde der Antrag 4 
von der Gewerkschaft der Privatangestellten 
eingebracht, der in Punkt 8 die völlige Beseiti­
gung der Begrenzung der Steuerfreiheit für 
Uberstundenzuschläge fordert. Die v ö 1 1  i g e 
Beseitigung der Begrenzung ! Und Antrag 5 
der Gewerkschaft der Chemiearbeiter hat ge­
fordert, daß das Präsidium des OGB beauftragt 
werde, bei der Bundesregierung beziehungs­
weise im Parlament darauf hinzuwirken, daß 
die steuerliche Belastung der Uberstundenzu­
s chläge aufgehoben wird. - Kein Wort von 
Erweiterung der Freibeträge, sondern "aufge­
hoben wird" ! Und diese Anträge sind nicht 
nur Anträge der Fraktion der christlichen Ge­
werkschafter, nicht nur Anträge der Privat­
angestelltengewerkschaft und der Chemiear­
beitergewerkschaft, sondern sie sind seit dem 
6. Bundeskongreß Anträge des Gesamtgewerk­
schaftsbundes. Ich muß ehrlich sagen: Ich ver­
stehe nicht, meine Herren, daß Sie sich nicht 
zu diesen Ihren eigenen Anträgen vollinhalt­
lich bekennen und sie unterstützen. (Zustim­
mung bei deI avp.) 

Nun noch ein Wort zu Ihrem Entschließungs­
antrag. Herr Kollege Melter hat schon darauf 
hingewiesen, daß dieser Entschließungs­
antrag . . .  (Abg. S t r ö e I: Diskussion! Ihr 
nehmt das als Gesetz!) Für Gewerkschafter 
sollte es eine verbindliche Forderung sein. 
(Zustimmung bei der OVP. - Abg. E. H o  f­
s t e t t e r: Es waren Anträge zum Bundes­
kongreß!) Der Bundeskongreß hat es beschlos­
sen l (Abg. S t r ö e r: Anträge zum Bundes­
kongreß! - Abg. E. H o f  s t e  t t e r: Lesen Sie 
doch, was daraufsteht: Anträge zum Bundes­
kongreß!) Der Bundeskongreß des OBG ! 
(Neuerlicher Zwischenruf bei der SPO.) Ja, 
aber die sind ja  beschlossen worden! (Abg. 
E. H o f  s t e t t e r: Nein!) Oder wollen Sie das 
abstreiten? (Heiterkeit bei der avp. - Abg. 
S t r ö e r: Was steht dort?) Aber, Herr Kol­
lege Ströer, Sie wissen es doch, Sie werden es 
doch nicht abstreiten. (Abg. E. H o f  s t e t t e  r: 
KoJJege König! Sie sind im Irrtum! Das Heft, 
aus dem Sie vorlesen, sind die eingebrachten 
Anträge!) Herr Kollege Hofstetter! Ich ver­
stehe, daß Sie in einer schwierigen Lage sind. 
(Abg. E. H o f s t e t t e  r: Bin ich gar nichtf) Das 
verstehe ich vollkommen. Ich will es deshalb 
gar nicht weiter ausschlachten. Besser ist es 
aber, Sie lassen es unerwähnt, denn Sie 
können es nicht verteidigen. Es steht schwarz 
auf weiß hier, und es steht im Protokoll des 
Bundeskongresses, daß es beschlossen worden 
ist. (Abg. E. H o f  s t e  t t e r: Das sind die An­
träge des Bundeskongresses!) 

Sie haben hier einen Entschließungsantrag 
verteidigt - Herr Kollege Melter hat schon 
darauf hingewiesen -, der weit über die Be­
günstigung der Steuer hinausgeht; ein Ent­
schließungsantrag, der die ersten Uberstunden 
um 20 Prozent erhöhen würde, der einen viel 
größeren Anreiz bieten würde und viel eher 
die Gefahr des Uberstundenschindens bein­
halten würde. 

Hier in diesem Haus wurde in der ver� 
gangenen Legislaturperiode das Arbeitszeit­
gesetz nach langen, vielmonatigen gemein­
samen Beratungen beschlossen. Dieses Gesetz 
wurde beschlossen unter Mitwirkung des 
Vizepräsidenten des Gewerkschaftsbundes und 
jetzigen Sozialministers. Dieses Gesetz ist 
nicht leichtfertig beschlossen worden. Es 
basierte auf der Studie des Beirates für Wirt­
schafts- und Sozialfragen und hat sich an den 
Generalkollektivvertrag angelehnt. Mit 
diesem Ihrem Initiativantrag wischen Sie das 
einfach hinweg, tun so, als ob das, was hier 
in langer seriöser Arbeit geschaffen wurde, 
einfach nicht zählt. (Abg. E. H o l  s t e  t t e  r: 
Die "Presse" von heute schreibt: Die OVP hat 
das durchgedrückt! Möchten Sie das vielleicb' 
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lesen?) Ich wußte nicht, Herr Kollege Hof­
stetter, daß die "Presse" für Sie verbindlich 
ist. (Abg. E. H o f  s t e t t e r: In ihrer Haltung, 
in ihrer Einstellung!) Aber eines möchte ich 
Ihnen doch sagen: Die Studie des Beirates 
ist keineswegs parteiisch gewesen. Der Gene­
ralkollektivvertrag ist sicher nicht von einer 
Seite durchgedrückt worden. Für so schwach 
schätze ich die Gewerkschaften nicht ein. 
(Heiterkeit und Zustimmung bei der avp. -
Abg. E. H o f  s t e t t e r: Es ist nur erreicht 
worden mit der Auflage: 25 Prozentl) Herr Kol­
lege Hofstetter !  Der Generalkollektivvertrag 
basierte auf einer Einigung der Sozialpartner, 
auf einer durchaus verantwortungsbewußten 
Einigung der Sozialpartner. Sie desavouieren 
mit Ihrem Entschließungsantrag Ihre eigenen 
Bemühungen in der Gewerkschaft. Ich bin 
überzeugt, Herr Kollege Hofstetter, Sie werden 
mir innerlich recht geben, daß sich die Ge­
werkschaften dabei etwas denken, wenn sie 
sukzessive in den Branchen und in den Be­
trieben, wo es geht, durch betriebliche Verein­
barungen günstigere Regelungen schaffen. Sie 
wissen eben, daß nicht alles über einen Kamm 
geschoren werden kann - genau das , was Sie 
j etzt hier tun wollen l 

Präsident Benya hat hier zu Recht erklärt 
- ich muß sagen, mich als jungen Abgeord­
neten hat das beeindruckt -, daß man als 
Gewerkschafter Mut zeigen muß angesichts 
notwendiger Teuerungen, die durch Kosten­
steigerungen berechtigt sind. Dazu muß ich 
nun sagen: Das ist zweifellos eine Kosten­
steigerung, die natürlich zu Preisfolgen führen 
wird. 20prozentige Erhöhung für die ersten 
Uberstunden ist kein "Lercheri",  das ist eine 
eindeutige Kostenerhöhung. (Abg. E. H o  t­
s t e t t e r: Genausowenig wie die Arbeitszeit­
verkürzung! - Abg. Dr. M u s  s i 1:  Die 
Arbeitszeitverkürzung hat 1 ,5 Prozent Steige ­
rung gebracht !) 

Ich glaube, wenn ich verantwortungsbewuß t 
denke - ich bin überzeugt, daß das Präsident 
Benya nicht nur hier im Hause gesagt hat, 
sondern daß er auch so denkt und bereit ist, 
in der eigenen Fraktion so zu handeln -, 
dann kann ich einen solchen Entschließungs­
antrag nicht vertreten. Denn das, was hier 
für die Teuerung gilt, gilt in ganz besonderem 
Maße für diesen Antrag, der letzten Endes 
nichts anderes bedeutet als die Tatsache, daß 
eine Spirale in Bewegung gesetzt wird, was 
dazu führt, daß die Arbeitnehmer am Ende 
nur eine höhere Steuerprogression und sonst 
gar nichts haben. (Lebhafte Zustimmung bei 
der OVP.) 

So möchte ich Ihnen, meine Herren von der 

Zustimmung zum Gesetz erheben, weil wir 
überzeugt sind, daß wir damit im Interesse 
der Arbeitenden und aller Leistungswilligen 
eine Maßnahme setzen, die letzten Endes auch 
im Interesse der Wirtschaft und unseres 
Staates gelegen ist. (Abg. Dr. P i  t t e  r m a n n: 
Der Wirtschaft schon!) 

Wenn Sie es mit allen Ihren Beteuerungen 
ehrlich meinen, wenn Sie tatsächlich bereit 
sind, Prestigeüberlegungen hintanzustellen, 
und nicht nur aus der Dberlegung, daß er 
halt nicht die Initialen eines sozialistischen 
Abgeordneten trägt, diesem Gesetzesantrag 
Ihre Zustimmung nicht geben wollen, dann 
müßten Sie jetzt die Fairneß aufbringen. 
diesem Antrag beizutreten. (Lebhafter BeiJal1 
bei der avp.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Bundesminister für Finanzen. 
Ich erteile es ihm. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Androsm: 
Herr Präsident! Hohes Haus ! Ich darf zuerst 
festhalten, daß in der Regierungserklärung 
Valorisierungen bestimmter Beträge im Ein­
kommensteuergesetz angekündigt worden 
sind ; dazu gehört auch j ener für die mittätige 
Ehegattin. Allerdings glaube ich, daß es in­
folge der Entwicklung in den letzten zwei Jah­
ren - die letzte Valorisierung fand im Jahre 
1 968 statt - nicht gerechtfertigt ist, folgende 
massive Erhöhungen vorzunehmen : Es wird 
erhöht: der Höchstbetrag von 15 .000 S auf 
1 9.000 S, das ist eine Erhöhung um 28 Pro­
zent, die Untergrenze für die Vollmittätigkeit 
von 1 0.000 S auf 1 2.500 S, das sind 25 Pro­
zent, und die für die Halbmittätigkeit von 
3000 S auf 4500 S, das sind 50 Prozent. Ich 
glaube, diese Steigerungsraten sprechen für 
sich und bedürfen keiner weiteren Wertung. 

Nun zu dem Problem der Uberstundenzu­
schläge. Ich darf noch einmal ganz kurz 
rekapitulieren, daß bei der ersten Lesung, wie 
ich glaube, drei Grundsätze im Vordergrund 
gestanden haben: erstens der Grundsatz, 
Hemmnisse abzubauen, um dadurch eine Er­
höhung des Arbeitskräfteangebots zu errei­
chen, um eine höhere Elastizität herbeizufüh­
ren. Zweitens hieß es, es gehe darum, zu 
verhindern, daß Gestaltungsmöglichkeiten er­
öffnet werden, die mit dem ersten Motiv nicht 
in Einklang zu bringen sind. Schließlich war 
von dem Problem der Administrierbarkeit 
oder, um das bekanntere Motto zu nennen, 
von der Vereinfachung der Lohnverrechnung 
die Rede. Diesen Gestaltungsmöglichkeiten 
sind gewisse Grenzen gezogen ; davon wurde 
schon gesprochen. 

sozialistischen Fraktion, abschließend sagen: Allerdings muß ich sagen, daß jener Vor­
Wir werden diesen Antrag auch ohne Ihre schlag, der ein Drittel, höchstens 150 S in der 
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Woche oder 650 S im Monat, vorgesehen hat, 
für die ersten Stunden günstiger .ist und dann 
degressiv wirkt, während der gegenständliche 
Antrag dazu führt, daß die Lösung destQ gün­
stiger wird, je mehr Uberstunden gemacht 
werden und je höher das Einkommen ist. Es 
wird also das Gegenteil von einem stärkeren 
und elastischeren Arbeitskräfteangebot er­
reicht. 

Was die Saisonarbeiter betrifft, so hat, wie 
ich glaube, Herr Abgeordneter Dr. König ein 
Institut des Einkommensteuerrechtes, den be­
antragten Jahresausgleich, übersehen. Dieser 
führt in solchen Fällen natürlich zu beträcht­
lichen Steuerminderungen, auf das Jahr be­
zogen. 

Nun, Hohes Haus, darf ich noch auf einige 
rechtliche Gesichtspunkte hinweisen, die 
Unterschiede bei verschiedenen Steuerpflich­
tigen hervorrufen werden. 

Durch die Ziffern 1 und 2 des Artikels I 
des Antrages wird der Anschein erweckt, daß 
in Uberstundenentlohnungen enthaltene 
Mehrarbeitszuschläge und Zuschläge für Sonn­
tags-, Feiertags- und Nachtarbeit in jedem 
Fall unbeschränkt steuerfrei sind. Ich darf da 
auf folgendes aufmerksam machen: 

BGBl. Nr. 9/1910 hat die steuerliche Behand­
lung der Uberstundenentlohnungen aus der 
Beschränkung des § 3 Abs.  2 Einkommen­
steuergesetz gelöst. Dadurch, daß aber die 
Ziffer 17 des § 3 Abs. 1 wieder in dessen 
Absätzen 2 und 3 aufgenommen werden soll , 
bringt der vorliegende Antrag für eine Reihe 
von Arbeitnehmern ab 1971 eine steuerliche 
Verschlechterung gegenüber dem Rechtszu­
stand 1970. Ich darf auf folgendes Beispiel 
aufmerksam machen: 

Die gesetzlichen Vorschriften im Sinne des 
§ 3 Abs. 2 Ziffer 1 Einkommensteuergesetz 
und damit das Arbeitszeitgesetz werden dann 
nicht Platz greifen, wenn vom Arbeitszeit­
gesetz abweichende kollektivvertragliche 
Regelungen getroffen worden sind oder ge­
troffen werden, daß dann nicht § 3 Abs. 2 
Z. I ,  sondern die Ziffern 2 und 3 dieser Ge­
setzesstelle Platz greifen, also die Steuerfrei­
heit nur in dem Ausmaß besteht, wie sie bei 
kollektivvertraglicher Regelung am 30. Juni 
1962 bestanden hat. 

Dies hat dazu veranlaßt, den Absatz 4 an­
zufügen. Durch diesen Absatz 4 tritt für kol­
lektivvertragliche Regelungen neben den 
Rechtszustand am 30. Juni 1962 gemäß § 3 
Abs. 2 Einkommensteuergesetz nur dann der 
Rechtszustand am 30. Juni 1910, wenn günsti­
gere kollektivvertragliche Regelungen, als sie 
am 30. Juni 1962 bestanden haben, zwisChen 
den bei den Stichtagen abgeschlossen worden 
sind. 

Soweit günstigere kollektivvertragliche 
Regelungen nicht erst nach dem 30. Juni 1962 
und vor dem 1. Juli 1970 geschaffen worden 
sind, greift also die Sperre der steuerlichen 
Begünstigung, wie sie am 30. Juni 1962 be­
standen hat, bis zu einem gewissen Grad ein. 

Ein Beispiel dazu: Wurde bereits vor dem 
30. Juni 1962 eine kollektivvertragliche 
Regelung abgeschlossen, die eine kürzere 
Normalarbeitszeit als im Kollektivvertrag 
betreffend die etappenweise- Einführung der 
40-Stunden-Woche vorsieht, so greift insoweit 
die Sperre des 30. Juni 1962 des § 3 Abs. 2 
Einkommensteuergesetz ein. Wurde dagegen 
ein solcher Kollektivvertrag nach dem 30. Juni 
1962 geschaffen, dann soll hier der vorgeschla­
gene Absatz 4 des § 3 Einkommensteuergesetz 
Abhilfe schaffen. Hohes Haus! Mit dieser 
Formulierung des vorgeschlagenen Absat­
zes 4 wird jedoch zweierlei Recht geschaffen, 
und diese Regelung ist zweifelsohne verfas­
sungsrechtlich bedenklich. 

Ich darf noch auf folgendes hinweisen: 
Wenn man die Sperre des 30. Juni 1970 ein­
führt, so bedeutet das etwa bei Sonn-, Feier­
tags- und Nachtzuschlägen, daß bessere oder 
neue Regelungen nach dem 30. Juni 1970 nicht 
in die Begünstigung miteinbezogen werden. 

Nachdem ich Sie hier mit etwas langweili­
gen steuerrechtlichen Dingen beschäftigt habe, 
möchte ich das an einem Beispiel illustrieren: 
Es gibt Fälle, wo der Nachtzuschlag in Form 
eines Betrages und nicht in Form eines Pro­
zentsatzes gewährt wird. 

Ich bringe jetzt ein fiktives Beispiel : 3 S 
pro Nachtstunde. Kommt es nun zu einer 
Regelung, bei der dieser Betrag nach dem 
30. Juni 1970 auf 4 S erhöht wird, so bedeutet 
das, daß 3 S, weil sie schon vor dem 30. Juni 
1970 bestanden haben, steuerfrei sind. Der 
Schilling, der nachher dazugekommen ist, ist 
j edoch steuerpflichtig! 

Daß das eine Vereinfachung der Lohnver­
rechnung darstellt, wird, wie ich glaube, nie­
mand behaupten wollen. Es gibt recht große 
Betriebe, in denen das so gehandhabt wird. 
Da wird die künftige Regelung so sein, daß 
nicht der ganze Nachtzuschlag steuerfrei ist, 
sondern die Lohnbüros werden erst recht wie­
der die Aufgabe haben, herauszufinden, was 
von den Zuschlägen, die vereinbart sind, vor 
dem 30. Juni und was nach dem 30. Juni 
1970 abgeschlossen worden ist, ganz abge­
sehen davon, daß Sie jetzt den Zwischenraum 
30. Juni 1962 und 30. Juni 1970 aufmachen 
und einer besonderen Regelung zuführen. 

Ich bitte um Entschuldigung, wenn ich Sie 
hier mit solchen Ausführungen bemüht habe. 
Aber ich glaube, schon diese Ausführungen 
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zeigen, daß mit diesem Antrag alles andere 
eher als eine Vereinfachung herbeigeführt 
wird. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Abgeordnete Sekanina. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Sekanina (SPO) : Herr Präsi­
dent! Hohes Haus I Meine Damen und Her­
renl Bevor ich zum gegenständlichen Problem 
meine Auffassung kundtue, darf ich mir im 
jetzigen Zeitpunkt sicherlich die Bemerkung 
erlauben, daß es anscheinend wesentlich von 
mir abhängt, wie lange die Sitzung heute 
noch dauern könnte. (Heiterkeit. - Abg. Dok­
tor G r u b e  r: Tun Sie es uns kund!) 

Abgeordnete der Osterreichischen Volks­
partei haben gemeint, es würde sich niemand 
mehr zum Wort melden, wenn ich die Ziffern 
nicht zu sehr präpotent vortrage. Und auch ein 
Kollege der freiheitlichen Fraktion sagte, man 
könnte die Sitzung relativ rasdl beenden, 
wenn der Sekanina nicht ausfällig wird. 
(Neuerliche Heiterkeit. - Abg. S o  r 0 n i e  s: 
Das wird Ihnen schwerialIen!) 

Der Herr Innenminister außer Dienst Soro­
nies meinte hingegen, daß mir das schwer­
fallen würde. (Abg. Dr. M u s  s i  1:  Da hat er 
recht!) Ich werde mich bemühen, diesem Ihren 
Zwischenruf nicht Rechnung zu tragen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren I 
Nun darf ich mir zu diesem gegenständlichen 
Problem unter Berücksichtigung der vorge­
schrittenen Uhrzeit doch grundsätzlich einige 
Bemerkungen erlauben. Die Sprecher der 
Oppositionsparteien - die Abgeordneten 
Melter, Dr. König und vor allem auch der 
Abgeordnete Graf, der so bescheidenerweise 
abwinkt und nicht Initiator dieser Fragen sein 
möchte (Abg. G r a  i: 0 ja!) - haben von 
ihrem Standpunkt aus zum Problem der 
steuerlichen Behandlung der Uberstunden 
Stellung bezogen. 

Wenn man diese Ausführungen analysiert, 
müßte man die Meinung gewinnen, daß es 
eigentlich die sozialistische Fraktion wänil , die 
mit Vehemenz dagegen auftritt, daß die 
Arbeitnehmer in diesem Bereiche eine finan­
zielle Besserstellung erfahren. Dadurch müßte 
der Eindruck entstehen, daß wir sozialistischen 
Abgeordneten keineswegs Interesse daran 
haben, daß der Arbeitnehmer, wenn er eine 
Mehrleistung erbringen muß, auch ein ent­
sprechendes finanzielles Äquivalent bekom­
men sollte. 

Meine Damen und Herren der Oppositions­
parteien! Nachdem schon der Herr Dr. König 
hier Beschlüsse von Gewerkschaftstagungen 
oder Teile von Anträgen zu diesen Gewerk­
schaftstagungen erwähnt hat, darf ich Sie auf 
folgenden Umstand aufmerksam machen: Ge-

rade die Gewerkschaftsfunktionäre und gerade 
die Interessensorganisationen - ich meine 
hier den Osterreichischen Gewerkschaftsbund 
und die einzelnen Fachgewerkschaften -
haben sehr wohl eine Einstellung zu dieser 
Frage bekundet. 

Wenn Sie unsere Meinungsäußerungen vom 
Jahre 1966 aus den stenographischen Proto­
kollen des Nationalrates entnehmen und sie 
mit den Auffassungen vergleichen, die wir 
heute vertreten, dann werden Sie feststellen 
können, daß wir hier in der grundsätzlichen 
Linie durchaus keinen anderen Weg einge­
schlagen haben. 

Mein Fraktionskollege, der Herr Abgeord­
nete Hofstetter, hat in seinen Ausführungen 
vor allem darauf hingewiesen - und der Herr 
Abgeordnete Dr. König hat das auch noch ein­
mal in seinem Beitrag zum Ausdruck ge 
bracht -, warum wir gegen eine schranken­
lose und grenzenlose Leistung von Uberstun­
den auftreten. Herr Dr. König hat in seinen 
Formulierungen anerkennend - so möchte 
ich es formulieren - zum Ausdruck gebracht, 
daß auch von seinem Standpunkt aus das 
Argument, das den gesundheitlichen Aspekt 
dieser Frage besonders hervorhebt, nicht von 
der Hand zu weisen ist. 

Der Herr Abgeordnete Graf hat sich in 
seinem Beitrag nur knappe zwei Minuten mit 
der Uberstundenfrage beschäftigt. (Abg. 
G r a i: Das werden Sie ireundlicherweise mir 
überlassen! Das ist Ihnen unangenehm gewe­
sen!) Ansonst hat er von der beginnenden 
Göt terdämmerung der Regierung Kreisky ge­
sprochen und hat die Papstwahl und andere 
Einrichtungen - möglicherweise noch solche 
der katholischen Kirche - strapaziert. (Abg. 
G r a i: Ich hoffe, ich habe auch Sie strapa­
ziert, Herr Abgeordneter!) In einem Zwischen­
ruf habe ich mir erlaubt, zu bemerken, Herr 
Abgeordneter Graf, daß es sinnvoll wäre, zum 
eigentlichen Problem zu reden. 

Ich darf Ihnen sagen, daß sich an unserem 
Standpunkt nichts geändert hat. \fIlir sind der 
Auffassung - ich werde Ihnen das mit Hilfe 
von Ziffern nachweisen und werde diese Zif­
fern möglichst höflich und nicht präpotent vor­
tragen, wie befürchtet wurde -, daß wir in 
unserem Vorschlag auf die Frage der notwen­
digen Mehrleistung von Arbeitsstunden durch­
aus Rücksicht nehmen. 

Herr Abgeordneter Graf! Aber Sie als Kam­
merpräsident und als Funktionär einer Unter­
nehmerorganisation werden ja sicherlich ge­
rade auf Grund dieser Funktion auch Ihre 
yorstell�ngen von der Leistungssteigerung 
1m BereIch der österreichischen Wirtschaft 
haben. Sie werden mir zugestehen, wenn ich 
die Bemerkung mache, daß auch der Oster-
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reichische Gewerkschaftshund und seine Funk­
tionäre immer wieder zum Ausdruck gebracht 
haben, daß auch sie der Auffassung sind, die 
österreichische Wirtschaft werde in Zukunft 
nur dann im internationalen, immer härter 
werdenden Konkurrenzkampf bestehen kön­
nen, wenn wir dafür Sorge tragen, daß die 
Leistungsfähigkeit der österreichischen Wirt­
schaft laufend verbessert wird. (Abg. Doktor 
M u s s i 1 : Sehr gutl) 

Herr Abgeordneter Graf! Sie trafen die 
Feststellung, daß die Frage einer steuerlichen 
Befreiung der Uberstundenleistung nun ein 
Aspekt wäre, der dazu beitragen würde, die 
Leistungsfähigkeit der österreichischen Wirt­
schaft in einem bestimmten Ausmaß und in 
einem bestimmten Umfang zu verbessern. 
Aber glauben Sie, Herr Abgeordneter Graf, 
nicht auch, daß es sicherlich nicht von der 
Hand zu weisen ist, wenn wir der Auffas­
sung sind, daß dieser Weg keineswegs ziel­
führend ist? Wir meinen, daß es auch den 
Betrieben guttun würde - ich meine nicht 
alle, nicht global und pauschal, sondern ich 
möchte das doch zu dieser Frage bemerken -, 
wenn sie im Hinblick auf den immer stärker 
werdenden Konkurrenzkampf die Konkurrenz­
fähigkeit durch Maßnahmen auf betriebs­
organisatorischem Bereiche verbessern wür­
den und nicht durch Maßnahmen, die auf dem 
Uberstundensektor liegen. 

Meine Damen und Herren der Osterreichi­
schen Volkspartei !  Wir sozialistischen Abge­
ordneten glauben, daß wir unsere Einstellung 
zur steuerlichen Behandlung der Uberstunden 
mit aller Offenheit, Deutlichkeit und Klarheit 
auch im betrieblichen Bereiche vertreten. 

Ihr Fraktionskollege Dr. König hat gemeint, 
wir sollten betriebsnahe denken, wir sollten 
in die Betriebe hineinhorchen. Wir sollten uns 
also endlich dazu bequemen, auch das zu regi­
strieren, was die Arbeitnehmer von den 
Uberstundenleistungen sagen. (Abg. Doktor 
M u s  s i 1: Die wollen unsere Lösung haben!) 

Meine Damen und Herren! Ich darf Ihnen 
versichern - und Sie können das bei jeder 
Gelegenheit feststellen -, daß wir uns durch­
aus bemühen, die Meinung der Arbeitnehmer 
zu dieser Frage auch tatsächlich zu registrie­
ren. Aber wenn Sie heute so sehr dafür ein­
treten, daß es in der Frage der Uberstunden, 
der Uberstundenbezahlung und der steuer­
lichen Behandlung der Uberstundenbezahlung 
keinerlei Grenzen geben, daß diese steuerliche 
Behandlung völlig wegfallen soll, dann sind 
wir auch mit Recht der Meinung - und ich 
habe das in den Besprechungen im Unteraus­
schuß, der bei der vorletzten Sitzung des 
Finanz- und Budgetausschusses getagt hat, 
auch Ihnen gegenüber, Herr Generalsekretär 
Dr. Mussi1. zUm Ausdruck gebracht -. und 

das bringen wir auch mit unserem Entschlie­
ßungsantrag zum Ausdruck, daß man diesen 
Weg - wenn Sie das auch von Ihrer Seite 
her gesehen so interpretieren - konsequenter 
fortsetzen müßte. 

Sie erklärten - ich habe diese Aussage des 
Herrn Abgeordneten Graf zumindest so in den 
Zeitungen gelesen -, als Sie erfahren haben, 
daß ein solcher Entscbließungsantrag der 
sozialistischen Fraktion käme, daß Sie ihn mit 
der Begründung ablehnen würden - ich 
zitiere hier nur die Zeitungen -, man müsse 
erst überblicken, wie sich die Neuregelung im 
Uberstundenbereich auswirken werde. Des­
wegen könnte man möglicherweise erst zu 
einem späteren Zeitpunkt zu dieser Frage 
Stellung nehmen. (Abg. Dr. M u s  s i 1: Dieser 
Antrag war nur ein Notwehrakt, habe ich 
den Eindruck!) 

Herr Abgeordneter Dr. Mussil ! Wenn Sie 
meinen, daß unser Entschließungsantrag ein 
Notwehrakt ist, dann werde ich das heftigst 
bestreiten. Sie werden sicherlich von mir 
nichts anderes erwarten. Ich bin durchaus 
nicht Ihrer Meinung, sondern wir sagen, daß 
Sie in der Frage des 25prozentigen Uberstun­
denzuschlages im Hinblick auf die Arbeits­
zeitregelung durchaus nicht denselben Weg 
gehen, den Sie vorgeben, bei der Regelung in 
anderen Bereichen zu beschreiten. 

Nun, meine Damen und Herren, möchte ich 
Ihnen einige Ziffern sagen, die Ihnen aufzei­
gen sollen, welche Unterschiede es gibt, 
welche Grundsätze wir bei unserer Regelung 
vertreten haben. Der Herr Finanzminister 
Dr. Androsch hat in seiner vorherigen Mei­
nungsäußerung bereits auf einige dieser Fra­
gen Bezug genommen. (Abg. Dr. M u s  s i 1:  
Mit Ziffern läßt sich heftig streiten! - Abg. 
B e n y a: Aber nicht bestreiten!) Wenn Sie 
meinen, Herr Dr. Mussil, daß sich über diese 
Dinge heftig streiten läßt, so möchte ich das 
auch nicht bestreiten, aber wir werden unsere 
Grundsätze nicht ohne weiteres bestreiten 
lassen. (Abg. Dr. M u s  s i  1: Das stammt leider 
nicht von mir!) 

Zuerst einmal sollten wir grundsätzlich die 
Größenordnung feststellen, wie viele Arbeits­
stunden in Osterreich geleistet werden und 
wie viele davon, in Prozenten ausgedrückt, 
tJberstundenleistungen sein werden. 

Heute wurden große Betriebe der österrei­
chischen Industrie zitiert, unter anderen die 
VOEST, die der Herr Kollege Melter ange­
zogen hat, und auch andere Betriebe wurden 
genannt. Es wurde gesagt, daß in diesen Be­
trieben die Uberstundenleistung deswegen 
notwendig ist, weil man die dort anfallenden 
Arbeitstätigkeiten durch das Einstellen von 
Fremdarbeitern nicht a.usgleichen kann. 
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Meine Damen und Herren der Osterreichi­
schen Volkspartei ! Wir sind der Meinung, daß 
in unserem Vorschlag vor allem die durch­
schnittliche Zahl der geleisteten Uberstunden 
berücksichtigt wird. Wir haben mit diesem 
unserem Vorschlag zum Ausdruck gebracht, 
daß wir kein besonderes Interesse daran 
haben, daß eine über dieses normale Ausmaß 
hinausgehende Uberstundenleistung steuerlich 
besonders behandelt wird, aus Gründen, die 
schon mein Fraktionskollege Hofstetter er­
wähnt hat. Ich brauche das aus Zeitgründen 
nicht zu wiederholen. 

Von den 208.000 Betrieben der österreichi­
sillen Wirtschaft, in denen im Jahre 1 969 
Beschäftigte tätig waren, gibt es unter ande­
rem 99.000 Betriebe mit einem einzigen Be­
schäftigten. Ich gehe nicht fehl, wenn ich an­
nehme, daß von den geleisteten Arbeitsstun­
den ungefähr 10 bis 15 Prozent als Uberstun­
denleistungen anzusehen sind. 

Nun die Ziffern. Wenn Sie annehmen, meine 
Damen und Herren, daß ein Arbeitnehmer 
einen Stundenlohn von 20 S - ich nehme 
hier einen qualifizierteren Arbeitnehmer -
erhält, und die Steuergruppe B annehmen, 
dann - diese Beträge können Sie jederzeit 
miteinander vergleichen - wird auf Grund 
der derzeitigen Gesetzeslage in dieser Steuer­
gruppe ein Betrag von 492,90 S an Steuer 
zu bezahlen sein. 

Nach Ihrem Vorschlag wird sich diese Be­
steuerung auf 467,80 S reduzieren. Aber auch 
in unserem Vorschlag haben Sie denselben 
Betrag enthalten. 

Erst ab einem Stundenlohn von 20 oder 
25 S könnte man annehmen, daß es eine 
wesentliche Anderung gibt. Aber auch das ist 
nicht der Fall. Allerdings immer unter der 
Voraussetzung, daß 10 Uberstunden geleistet 
werden. 

Anders ist die Situation bei einer Uber­
stundenleistung von 20 Stunden. Hier kommt 
das in unserem Vorschlag zum Ausdruck, was 
wir immer wieder und grundsätzlich bemerkt 
haben, daß wir dafür eintreten, daß vor allem 
bei einer Leistung von 1 0  Uberstunden, was 
ja das normale Ausmaß ist, eine steuerliche 
Erleichterung eintritt. Wir hilben gc.::nciIlt und 
vertreten nach wie vor diese Auffassung, daß 
bei einer höheren Uberstundenleistung ein 
Riegel vorgeschoben werden sollte. 

Wenn Sie diese 20 Stunden als Grundlage 
annehmen, gibt es folgende Differenzen bei 
einem Stundenlohn von 20 S. Im derzeitigen 
Steuersatz 857 S Steuerleistung in der Steuer­
gruppe B, auf Grund Ihres Vorschlages 697 S. 
Wir sind auf Grund unseres Vorsch.lages der 
Meinung, daß eine Reduktion der Steuerlei­
stung von 857 S auf . 829 S eintreten sollte . 

Wir sind nicht nur dieser Meinung, auf Grund 
der Berech.nungen und der vorhandenen Ta­
bellen ist das auch nachzuweisen. 

Ich könnte Ihnen für jeden einzelnen mög­
lichen Stundenlohn eine derartige Aufstellung 
übermitteln. Sie werden aber mit mir der Mei­
nung sein, meine Damen und Herren, daß das 
im jetzigen Stadium nicht sehr zielführend 
wäre. 

Ich darf am Schluß meiner Bemerkungen 
folgendes zum Ausdruck bringen: Wenn man 
den Ausführungen vor allem der Vertreter 
der großen Oppositionspartei zuhört, muß der 
Eindruck entstehen, daß Sie im Hinblick auf 
die Uberstundenregelung im jetzigen Zeit­
punkt und bevor dieses Parlament in die 
Ferien geht, eine sensationelle Erfindung ge­
macht haben. Sie treten auf einmal dafür ein, 
daß die Arbeitnehmer in dieser Frage und 
in diesem Problemkreis besonders günstig 
behandelt werden. 

Ich darf Sie darauf aufmerksam machen, daß 
wir sozialistischen Abgeordneten seit vielen 
Jahren in dieser Frage unsere Meinung kund­
getan haben. Ich erinnere Sie an Ihre Aus­
führungen, die Sie 1 966 als Abgeordnete einer 
Regierungspartei gemacht haben, an das, was 
Sie uns vorgeschlagen haben, welche Meinun­
gen Sie geäußert haben und welche Auffas­
sungen Sie vertreten haben, wenn wir zum 
Ausdruck gebracht haben, daß es sinnvoll 
wäre, im Bereiche der Steuer keine Einzel­
lösung durchzuführen. Wir haben gemeint, 
daß mit der Frage der Uberstunden und ihrer 
Bezahlung nur ein Teilbereich erfaßt wird und 
wir darüber hinaus im steuerlichen Bereich 
eine generelle Reform durchführen sollten. 

Ohne Zweifel werden Sie in den nächsten 
Monaten und Wochen versuchen, schon im 
Hinblick auf einen lokalen Wahlkampf im 
Zusammenhang mit den Nachwahlen, die in 
Wiener Wahlkreisen durchgeführt werden, 
der Offentlichkeit und vor allem den Arbeit­
nehmern zu sagen : Seht her, eure Abgeordne­
ten, die sozialistischen Funktionäre, nicht nur 
die politischen, sondern auch die Gewerk­
schaftsfunktionäre, sind die, die gegen eine 
Verbesserung eurer finanziellen Situation 
sind ! 

Ich darf Ihnen versichern, meine Damen und 
Herren der Oppositionsparteien: Wir haben 
diesen Vorschlag im Bewußtsein unserer Ver­
antwortung gemacht. Wir haben diesen Vor­
schlag durchaus unter Berücksichtigung der 
Bedürfnisse der Arbeitnehmer gemacht. Wir 
sind der Meinung, daß nicht eine augenblick­
lich populär klingende Lösung zustandekom­
men soll, sondern eine Regelung, die im Rah­
men einer späteren Gesamtregelung sinnvoll 
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eingebaut werden könnte. Unter diesen Um­
ständen werden wir in aller Offentlichkeit 
unsere Auffassung vertreten. 

Ich möchte mir eine letzte Bemerkung er­
lauben : Es wäre gut für Sie, wenn Sie, nach­
dem Sie nun Ihre Liebe für diese Anliegen 
der Arbeitnehmer so deutlich entdeckt haben 
- leider sehr kurzfristig und viele Jahre 
diese Liebe nicht besessen haben -, dem 
Entschließungsantrag auf Erhöhung des 25pro­
zentigen Uberstundenzuschlages auf 50 Pro­
zent Ihre Zustimmung geben würden. Hier 
könnten Sie deutlich beweisen, daß Sie es 
mit Ihren Uberlegungen nicht nur aus poli­
tischen Gründen, sondern überhaupt im Inter­
esse der österreichischen Arbeitnehmer ernst 
meinen. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort ist nie­
mand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlos­
sen. Der Herr Berichterstatter verzichtet auf 
das Schlußwort. Wir kommen damit zur A b­
s t i m m u n g. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang in der Fassung des Ausschußberichtes 
ihre Zustimmung erteilen, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist die Mehrheit. Ange­
nommen. 

Der Herr Berichterstatter beantragt die so­
fortige Vornahme der dritten Lesung. - Ein 
Einwand wird nicht erhoben. 

Ich bitte- daher jene Damen und Herren, 
die dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in 
dritter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Dies ist die 
Mehrheit. Der Gesetzentwurf ist somit auch 
in dritter Lesung a n  g e n  0 m m e n. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über den zu diesem Gesetzentwurf eingebrach­
ten E n t s c h 1 1  e ß u n g s a n t r a g  der Abge­
ordneten Erich Hofstetter und Genossen be­
treffend Erhöhung des Zuschlages für Uber­
stunden von 25 vom Hundert auf 50 vom Hun­
dert. Es ist keine namentliche Abstimmung 
mehr beantragt. 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen
' 
zum 

2. Punkt der Tagesordnung: Berücksichtigung 
der Teilnahme an den Kärntner Abwehr­
kämpfen bei der Gewährung von außerordent­
lichen Versorgungsgenüssen an ehemalige 
Berufsmilitärpersonen. 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Suppan. 
Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Suppan: Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Im Auftrag des Finanz- und 
Budgetausschusses berichte ich über den An­
trag der Abgeordneten Dr. Scrinzi, Suppan, 
Lukas und Genossen, betreffend Berücksichti­
gung der Teilnahme an den Kärntner Abwehr­
kämpfen bei der Gewährung von außerordent­
lichen Versorgungsgenüssen an ehemalige 
Berufsmilitärpersonen ( 1 8/A) . 

Am 3. Juni 1 970 haben die genannten Ab­
geordneten den obgenannten Antrag im Na­
tionalrat eingebracht und folgendermaßen be­
gründet: 

In den Richtlinien des Bundesministeriums 
für Finanzen für die Erwirkung von außer­
ordentlichen Versorgungsgenüssen für die 
nach dem Militärabbaugesetz, StGBl. Nr. 1 201 
1 920, ausgeschiedenen Berufsmilitärpersonen 
ist eine Berücksichtigung der Teilnahme an 
den Kärntner Abwehrkämpfen nicht vorgese.;. 
hen. Da dies in der Vergangenheit bereits zu 
Härtefällen geführt hat, erscheint eine ent­
sprechende Abänderung beziehungsweise 
Verbesserung der gegenständlichen Richtlinien 
erforderlich. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat diesen 
Antrag in seiner Sitzung am 7. Juli 1 970 der 
Vorberatung unterzogen. 

Nach einer Wortmeldung des Abgeordneten 
Melter beschloß der Ausschuß einstimmig, dem 
Hohen Hause zu ,empfehlen, die im vorlie­
genden Antrag enthaltene Entschließung an­
zunehmen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanz- und Budgetausschuß den A n t r a g, 
der Nationalrat wolle die dem Ausschuß­
bericht beigedruckte Entschließung annehmen. 

Ich bitte daher jene Damen und Herren, die Falls Wortmeldungen vorliegen, bin ich 
diesem Entschließungsantrag ihre Zustimmung beauftragt, General- und Spezialdebatte unter 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. - Das einem zu beantragen. 
ist die Minderheit. A b g e l  e h n t. 

2. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über den Antrag 181 A (11-85 der Bei­
lagen) der Abgeordneten Dr. Scrinzi, Suppan, 
Lukas und Genossen, betreffend Berücksichti­
gung der Teilnahme an den Kärntner Ab­
wehrkämpfen bei der Gewährung von außer­
ordentlichen Versorgungsgenüssen an ehe­
malige Berufsmilitärpersonen (1 1 1  der Bei-

lagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wortmeldungen lie­
gen keine vor. Wir gelangen somit zur A h­
s t i m  m u n g. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Antrag des Berichterstatters beitreten, die 
dem Ausschußberidlt beigedruckte Entschlie­
ßung anzunehmen, sich von den Sitzen zu 
erheben. E i n  s t i m  m i g a n  g e n  0 m­
m e n. 

Die Tagesordnung ist e r s c h ö P f t. 
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Präsident Dr. Maleta 
Im Einvernehmen mit den Parteien lege ich 

dem Hohen Hause folgenden A n  t r a g  vor: 

Der Herr Bundespräsident wird ersucht, 
die Frühjahrstagung 1 970 der XII. Gesetz­
gebungsperiode des Nationalrates mit 
18. Juli 1 970 für beendet zu erklären. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die die-
sem Antrag zustimmen, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Der Antrag ist e i n  s t i m  m i 9 
a n g e n o m m e n. 

Ferner lege ich im 
Parteien dem Hohen 
A n  t r a  g vor : 

Einvernehmen mit den 
Hause noch folgenden 

Der Justizausschuß wird beauftragt, seine 
Arbeiten auch in der tagungsfreien Zeit 
fortzusetzen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die die­
sem Antrag ihre Zustimmung erteilen, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Der Antrag ist 
ebenfalls e i n s t i m  m i g a n g e n  0 m m e n. 

Schlußanspradle 

Rechtsstaates, deren eigenständige Traditio­
nen jede für sich notwendig und sinnvoll 
sind, die aber aufeinander angewiesen sind. 
Wenn also die Aussagen der Juristen und 
Politiker zu widersprechen drohen, so ist die­
ser Zustand so rasch wie möglich zu beenden. 
Denn im Bewußtsein der öffentlichen Meinung 
soll weder die Autorität der Verfassungsrich­
ter noch die der Politiker abgewertet oder 
in ihren Motiven mißverstanden werden. 

Demokratische Politiker und Juristen sind 
in gleicher Weise der rechtsstaatlichen Demo­
kratie verpflichtet. Deshalb dürfen weder die 
Politiker in den Verdacht geraten, daß sie 
mit ihren Interpretationen Erkenntnisse der 
höchsten richterlichen Instanz nach ihren Be­
dürfnissen umdeuten, biegen oder beugen, 
noch wäre es gut, wenn gegen Verfassungs­
richter der Vorwurf weltfremder Entsdleidun­
gen erhoben würde. Der Ausweg aus solchen 
Sackgassen wird sichtbar, wenn sich Juristen 
und Politiker dieser Grenzsituationen auf 
einer letzten Wertebene stets bewußt blei-
ben, wenn sie daher die eigene Perspektive 

Präsident Dr. Maleta: Hohes Hausl Meine der Betrachtung nicht verabsolutieren und sich 
Damen und Herren! Sie werden es verstehen Selbstbeschränkung aus dem Geiste der Ver­
und verzeihen, wenn ich als geschäftsführen- fassung auferlegen. 
der Präsident auf die übliche Bewertung des Das alles darf nicht mißverstanden werden: 
politischen Bildes der abgeschlossenen Ses- denn weder sollen sich die Juristen bei ihrer 
sion aus der SiCht des Parlaments verzichte. Auslegung des Rechts auf vage gesellschafts­
Aber durch das Erkenntnis des Verfassungs- politische Ermessensurteile abdrängen lassen, 
gerichtshofes ist eine Situation entstanden, die noch sollen die Politiker auf notwendige 
doch zu einer grundsätzliChen Aussage ver- rechtspolitische Rücksichten verzichten. Aber 
pflichtet. Dabei möchte iCh bereits längst Ge- es gibt Grenzen, nämlich an der Uberschnei­
sagtes nkht mehr wiederholen, aber auch jede dungsstelle von Gesetzestexten und gesell­
formaljuristische Stellungnahme für oder schaftspolitischer Wirklichkeit, die man weder 
wider diese oder jene Rechtsauffassung oder mit rein formaljuristischem Denken noch mit 
gar das Erkenntnis selbst vermeiden. rein gesellschaftspolitischen Urteilen über­

Aber ich möchte in jenes schwierige Grenz­
gebiet hineinleuchten, in dem sich Rechtsaus­
legung und Staatsinteresse überschneiden und 
in Widerspruch geraten können. Denn in sol­
chen Situationen argumentieren Juristen und 
Politiker aus verschiedenen Perspektiven, wo­
mit die Gefahr widersprüchlicher Sdllußfolge­
rungen gegeben ist. Dann entsteht ein rechts­
politisches und gesellschaftsphilosophisches 
Problem von politischer Brisanz, das derzeit 
nur deshalb relativ harmlos ist, weil es in 
Osterreich glücklicherweise heute keine radi­
kale antiparlamentarische Bewegung gibt, die 
Verfassungsstreitigkeiten todsicher zur Ver­
nichtung der Demokratie benützen möchte. Da· 
her darf weder die Rechtsprechung in einem 
luftleeren Raum agieren, noch dürfen die Poli­
tiker bei ihrer Verteidigung des Staatsinter­
esses in den Verdadlt geraten, daß sie dies 
im Gegensatz zu den Grundsätzen des Rechts­
staates tun könnten. 

schreiten sollte. Die Juristen dürfen nicht ver­
gessen, daß kein gesatztes Recht die gesamte 
staats- und gesellschaftspolitische Wirklich­
keit umfaßt und daß es auCh immer wieder 
Lücken aufweist, weil eben jedes Menschen­
werk lückenhaft ist. Die formaljuristische 
Interpretation könnte daher im staatspoliti­
schen Bereich, zwar nicht gewollt, jedoch de 
facto, jenen Satz "fiat justitia, pereat mun­
dus" - in freier Interpretation "Recht muß 
gesprochen werden, selbst wenn der Rechts­
staat daran zerbricht" - in politisch gefähr­
licher Weise wirksam werden lassen. Die 
Politiker hingegen dürfen nicht vergessen, 
daß allgemeine Hinweise auf gesellschafts­
und staatspolitische Notwendigkeiten zu vage 
und daher ebenso gefährlich sind. Denn ge­
sellschafts- und staatspolitische Notwendig­
keiten sind nach Inhalt und Umfang in der 
politischen Diskussion umstritten und daher 
kein allgemeingültiger Wertmaßstab. Den­
noch gibt es einen solchen Wertmaßstab, denn 

Verfassungsgerichtshof und Parlament sind zu den staatspolitischen Notwendigkeiten 
Teile eines Ganzen, des demokratischen einer parlamentarischen Demokratie gehört 
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6.26 Nationalrat XII. GP. - 12. Sit:mng - 9. Juli 1970 

Präsident Dr. Maleta 
das Funktionieren des· Parlaments und die 
Garantie seiner ständigen Erneuerung aus dem 
Willen des Volkes durch Wahlen. 

Die Schlußfolgerungen aus dem Gesagten 
sind klar und eindeutig. Wir haben als Poli­
tiker die Pflimt, die Erkenntnisse und Urteile 
höchster richterlicher Organe zu respektieren; 
wir haben aber ebenso das Recht, unterschied­

gen von Recht und Politik präzise analysieren, 
damit nicht aus verabsolutierten Widersprü­
men die remtsstaatlidle Demokratie gefährdet 
wird. Benützen wir also die Gelegenheit. in 
Ruhe vernünftige legistisdle Maßnahmen vor­
zubereiten und für die Zukunft Vorsorge zu 
treffen, damit ähnliche Situationen möglichst 
vermieden werden. 

liche juristische Interpretationen der Verfas- In diesem Sinne danke im allen Abgeord­
sungslage dahin zu prüfen, ob sie das Funktio- neten und Parteien für die verständnisvolle 
nieren des Parlaments erleichtern oder er- Bewältigung der Situation, die in der Offent­
schweren. Daraus folgert, daß wir beim Sicht- lidlkeit gut aufgenommen wurde. Insbeson­
barwerden von Lücken der Verfassung und dere möchte idl auch den Herren KIubobmän­
Geschäftsordnung diese in einer Weise schlie- nern für ihr Verständnis danken, durch das 
ßen, die· dem. Sinn der Verfassung entspricht. es möglich war, kritisme Situationen, die sim 

Ich möchte diese theoretisdlen Feststellun- . heute vielleicht abgezeichnet haben, dom zu 
gen an einem einfachen Beispiel erläutern : vermeiden. 
Im Jahre 1933 batten die drei Präsidenten Abschließend wünsche ich Ihnen, meine 
des Nationalrates, die allein zu seiner Ein- : Damen und Herren, am Ende der anstrengen­
berufung beredltigt waren, demissioniert. den Frühjahrssession erholsame Urlaubstage; 
Wenn damals ein Abgeordneter verlangt in Ihrer aller Namen wünsche ich dies audl 
hätte, das Parlament möge von irgend jemand unseren bewährten Mitarbeitern, den Beam­
dennoch einberufen werden, und es wäre ge- : ten und Angestellten dieses Hauses. (AIlge­
smehen, dann wäre eine Kritik an dieser Vor- , meiner lebhafter Beifall.) 
gangsweise formaljuristisdt simer richtig ge­
wesen, weil diese VOl'gangsweise in der Ge- . 

schäftsordnung nicht vorgesehen war.. Aber 
die formaljuristische Kritik hätte dem Sinn 
der Verfassung widersprochen� weil diese ein 
funktionierendes Parlament verlangt. 

Die Sitzung ist 9 e s c  h l o s  s e n.  

Nach Sdlluß der Sitzung begeben sich die 
Abgeordneten DDr. P i  t t e  r m a n  n, Do/dor 
W i t h a I  m und P e t e c zum geschälts­
führenden Präsidenten DI. Maleta und spre-

Hohes Haust Meine Damen und Herren! Ich '  chen ihm im Namen ihrer Klubs die besten 
danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit, aber · Wünsche tür die Sommerferien aus. - Neuer­
im wollte nur in Kürze die Ubersdmeidun- · licher allgemeiner BeifaU. 

Sehlu.6 der Sitzung: 18 Uhr 20 Minnten 

Ouerreidüsdle Staatsdruckerei L61 29820 
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